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Rückforderung zu Unrecht gezahlten Ver¬

sorgungskrankengeldes Senatspräsident Dr. F. Bothe, Berlin

i £ SIS BGB. bestimmt, daß die Verpflich-

j -zur Herausgabe oder zum Ersätze des

Wertes ausgeschlossen ist, soweit der Emp-

iLrer nicht mehr bereichert ist. Viel häufiger,

man allgemein annimmt, wurde ein solcher

tfinwand auch in Streitsachen der Sozialver-

Sicherung vor den Versicherungsbehörden er¬

ben, namentlich wenn es sich um Rückzah¬

lung zu Unrecht empfangener Leistungen der

Vir. handelt. In Wissenschaft und Recht¬

sprechung bestanden lange Zeit über die Frage,

ein solcher Einwand auch auf dem Gebiete

des öffentlichen Rechts und darum auch auf

m Gebiete des Sozialversicherungsrechts zu-

sei, abweichende Meinungen. Einzelne

Vi iierungsbehörden ließen diesen Einwand

tndere aber nicht (vgl. Bothe in „Arbeitt

sorgung" 1931, S. 33 ff. und S. 200 ff.). Erst

< tnlein das Reichsgericht entschieden hatte,

i der Einwand rechtsgültig erhoben werden

* wenn es sich um Rückzahlung zu Un-

lit gezahlter G e hal tsbei ü g e seit dem

»oldungsgesetl von I927 handle, schien eine

wisse Klarung der Frag* uch für das So-

ih «-S sicherungsrecht gegeben. Das Reichs-

rieht sprach ja klar und deutlich aus, dafi

h iuch für das öffentliche Recht eine Reihe

• Vorschriften des BGB. — und daruntei

•ben $ SIS Abs. 3 BGB. — unmittelbar

wendet werden müßten, weil sie auf einen

meinen Rechtsgedanken fußten, der zwar

i tür das Privatrecht im BGB. au sprachen
ibet doch nach allgemeiner Rechts*

( h luung iuch für das öffentliche Recht zu

Iten habe (vgl. E. des RG. vom 9. April lQ2*>.

/ 124 S. 155; Planck, Komm, zum BOB..

Aufl. 1925, Note la zu § SIS).

s RVA«, an das diese Frage nunmehr zur

undsätzlichen Entscheidun herangetragen
le, ist dieser Ansicht des RG. nicht gefolgt
hat in zwei Entscheidungen sowohl gegen-

r dem Anspruch auf Rückerstattung zu Un-

ht bezogener Arbeitslosenunt» tzung als

h gegenüber dem Anspruch zu Unrecht l i

nen Krankengeldes den Einwand des Weg*
ler Bereicherung aus $ SIS Ahs. 3 BGB.

u tür zui ss: •!. E. vom 16, Januai

1031 lila. Ar. 361/30« —; E. vom 26 Februar

1031 - IIa. K. 501 301, AN. 1931, S. IV 221

Nr. 4069; EuM. Bd 31 S. 43 Nr. 22; vgl. auch

Bothe in „Arbeiter-Versorgung" 1931 S. 200 ff.).

Demgegenüber hat das Reichsversorgungs-
gericht aber wiederum grundsützlich anerkannt,

daß der Einwand des Wegfalls der Bereicherung
aus $ SIS Abs. 3 BGB. gegenüber dem An¬

spruch zu Unrecht bezogener Versor¬

gungsgebührnisse in demselben Um¬

fange zugelassen werden müsse, wie es das

Reichsgericht gegenüber dem Anspruch zu Un¬

recht bezogener Besoldungsbezüge Zugelassen
habe (vgl. E. des RVG. Bd. S S. 290 Nr. 70,

Bd. 9 S. 74 Nr. 21; Reichs-Versorgungsblatt
1030 Nr. 12 S. V 71 zu 77 1; Bothe in „Arbeiter-

Versorgung" 1931 S. 3Sff.). In gleichem Sinne

hält sich auch der Erlaß des Reichsarbeitsmini¬

sters vom 24. März 1931 — Ia 134S 31 —

(Reichs-Versorgungsblatt 1931 S. V 25).

Man konnte bei diesen voneinander abweichen¬

den Anschauungen des RVA. und i Reichs*

Versorgungsgerichts mit Recht darauf gespannt

sein, wie die E. mm gemäfi §818 Abs. 3 RVO.

ausfallen würde, wenn -ich um Rückzahlu

zu Unrecht erhobenen Ver so rgun gskr a n-

»ngeldes nach $ 12 RVersGes. handelte,
also um Bezüge, die zwar dem Krankengeld dt

$ 182 RVO. gleichstehen, aber auf Grund des

Reichsversorgungsgesetzes als ein Teil der V<

sorgung der Kriegsbeschädigten gewährt wer«

(\en. In bejahendem Sinne war inzwischen hier

der Erlaß des RAM. vom 24. März 1931 zu die¬

ser Präge ergangen, der den Einwand des $ SIS

AI 3 BGB. auch bei dem Versorgungs¬
krankengeld zulassen wollt Trotzdem hat dl

RVA. jetzt doch eine abweichende B. unter

dem 20. Januar 1933 Illa. K. 142 32« zu¬

ungunsten di Versorgungsberechtigten e-

troHen. Es hat ebenso wie bei dem K i a n k »mv

! cl den Einwand nicht mehr vorhandener

icherung auch enüber dem Rückfor-

d< rungsanspruch zu Unrecht
.

thlten V e i -

y n gskranken i für unzu¬

lässig erklärt.

In der 1 undun t das RVA. zunächst,



daß nadi ständiger Rechtsprechung des HVA. (vgl.

fnlscheidung 4069. AN ItSl & I\ 22\ - KuM. Bd. 30

43 Ni der Rückforderung zu Unrecht gezahlter

ka*Mrileistiingen der Empfänger nidit den Einwand

entgegensetzen kann, er sei nicht mehr bereichert.

\ * trage sich also, ob diese Entscheidung, die sidi

im wesentlichen mit der Kückforderung von Kassen¬

krankengeld befasse, das ein Versicherter lediglich

auf Grund der HVO. and der Satzung als Mitglied
erhalten habe, audi für die Rückforderung von Ver¬

sorgungskrankengeld gelten müss. Das sei zu b« -

jähen. Wenn auch das \ «rsorgungskrankengeld im

Reidisversorgungsgesetz (1 3 Nr. I, I 12) geregelt ist

und demgemäß zweifellos /u den Versorgungsgebühr-
nissen gehör«, die nicht der Kk., sondern dem Keidi

zur Last fallen (II 15 ff.), so entsprich« es dodi

seinem Wesen nach dem satzungsmäßig« n Krankengeld.
Heule* Arten von Krankengeld dienen demselben vor¬

übergehenden Zweck, nämlich a\m Be/ieber und sein«'

Familie während «ler Krankheit nidit in Geldnot g-

raten zu lassen un«! ihm für «lie dnr«h die Erkran¬

kung regelmaliig verursachte Eiabttle an Finkommen

in «lern gesetzlich begren/t«n l mfange Ersatz /u

gewuhren. H«nlr Arten von Bezügen unterliegen im

allgemeinen denselben \ «jraussetzungen und haben den¬

selben Inhalt. Sie sind also ihrer Natur nach wesens¬

gleich, wenn sich audi einige, in ihrer verschiedenen

Rechtsgrundlage begründete Abweichungen ergeben.

Demgemäß werde das Versorgungskrankengeld kraft

ausdrücklicher Gesetzesvorschrift von den Kk.en ge¬

zahlt, denen gemäfi I 15 des Reidisversorgungsgesefzes
vidi Reich Ersatz geleistet Herde. Die zur Leistung

des I ersorgungskrankengeldes verpflichtete Kk. hat

dieses dem Kriegsbeschädigten zu zahlen, wie das

K_isscnkrankengelci einem Kassenmitglied nach der

RYO« oder Satzung gewahrt werde. Diese Wesens-

gleichheit des Kassen- und des Versorgungskranken¬
geldes habe das RVA. schon wiederholt, wenn audi

in anderen Beziehungen zum Ausdruck gebracht und

betest« dafi Entscheidungen, die es hinsichtlich des

Kassenkrankengeldes gefüllt hat. auch entsprechend
für das Versorgungskrankengeld gelten müssen (vgl*
z. B. Entscheidung 430«. AN. 1932 S IV % — EuM.

Bd 31 S. 441 Nr. 1K5). Die nah- Verwandtschaft

I»« ider Arten von Krankengeld finde aber msbeson-

den auch darin ihren Ausdruck, dafi der Gesetzgeber
fur Streitigkeiten aus der Heilbehandlung der Ver¬

sorgungsberechtigten, soweit sie den Kk.en oblieg«
nicht, wie» sonst bei den \ ersorgungsgehührnisseo,
den Rechtszug rOf den Sprudibehörden der Versor¬

gung, sondern rot denen der Versicherung eröffnet

habe (I 37 Abs. 3 des Verfahrensgesetzes, I 8 AI»

des Hei(_hsversorgiingsg:s( i/( s). offenbar aus der Er¬

wägung, dafl \ « r s i c
• h e r u n g s rechtlich«* G«sichts-

punkte für die Entscheidung der rragen aus der den

Kk.en übertragenen Heilbehandlung der Versorgungs-
berechtigten im Vordergrund stehen

Da es sich somit nach allem bei dem V er sorgungs¬

krankengeld um eine dem Kassenkrankengeld wesens¬

gleiche Leistung handelt, erscheint es unangebracht
insoweit von der bisherigen, die Zulässigkeit ci«

rmwande* des Wegfalls der Bereicherung \erneinen-

clen Rechtsprechung des RVA. abzuweichen.

Daran wird auch dadurch nichts geändert, dali nach

der neuerlichen Rechtsprechung des Reichsversorgungs¬

ger idits (Fnt scheid ungen des Reichsversorgungsgerichts
Bd. 9 S. 74 Nr. 2\) nach deui Inkrafttreten cles Reichs-

I»« soldungsgeset/cm \«»m Ib. Dezember 1927 (RGBl. I

349) zu l'nrecht gezahlte Versorgungsgebührnisse
grundsätzlich nicht zurückzuzahlen sind, wenn nach

cl« n II HS ff. und insbesondere I Ht Abs. 3 des BGB

eine Verpflichtung /ur Rückzahlung niciit besteht.

Abgesehen davon, dafi das RVA. an diese Entscheidung
nicht gebunden ist. beträfe sie zunächst die I eber-

hilxing eines Offizierpensionärs und war mit I 39 dea

Rei« hsbesoldungsgesetz.es \«>n 1927 begründet, der di«4

rufung auf den Wegfall der Bereicherung zulaßt,

r * handelt sich dort also utn eine- rechtlichen Ge-

l iitspunkt. der zn dem Versorgungskrankengeld in

mer Weise in Beziehung zu setzen ist. I)«»nn di«

rechnerische Grundlage für die Berechnung des Ver-

sorgungskrankergeldes bietet das Einkommen und die

danach maßgebliche Grundlohnstufe, aus der sich da

das Krankengeld errechnet. Allerdings habe sich das

Heic hsversorgungsgericht auf Seite 85 ff. auch mit dei

I rage auseinandergesetzt, wie es sich mit der Rück¬

forderung von Gebührnissen nach dem Reichsverse

gungsgesetz verhalte, und auch ihnen gegenüber d

Berufung auf den Wegfall der Bereicherung zu¬

gelassen, f s gehe davon aus, dafi die \ erpflichtung
des Staates zur Versorgung der Militärpersonen, v

die zur Beamtenversorgung, auf den Dienst am Staat

und auf der dadurch herbeigeführten Behinderung dat

Dienstleistenden an einer Erwerbstätigkeit im Wirt

schaftsieben beruh Diese Behinderung bestehe ein

weder insofern, als die Dienstzeit durch lange Dauer

«las Aufsuchen einer anderen Frwerbstätigkeit vei

hindere (berufsmäßiger Beamten- oder Militärdien ^

oder insofern, als die mit dem Dienst verbundenen

gesundheitlichen Gefahren eine dauernde Störung dei

\ rwerbsfähigkeit herbeigeführt haben. In beiden

I allen entspreche der Staat seiner Verpfliditung durch

(.«Nahrung von gesetzlich festgelegten Bezügen, welche

«Im rechtliche Natur einer \ nterhaltsrente hätten,

ahnlich wie die Beamtenversorgung. Diese gleiche
(•iiindljge und diese gleiche Rechtsnatur der Leistun¬

gen rechtfertige die Anwendung des in I 39 des

Heichsbesoldungsgesetzes enthaltenen Grundsatzes von

d« i Zulassung des Einwandes des Wegfalls der I

reicherung auch auf Bezüge nach dem Reichsversor¬

gungsgesetz. Diese Ausführungen in bezug auf lieber -

hebungen von Versorgungsrenten passen jedenfalls
nicht auf die hier fragliche Ueberhebung rofl Vcr-

sorgungskrankengeld. Denn dieses ist kein einer

l nterhaltsrente vergleichbarer, sondern nur ein wen

vornherein als vorübergehend gedachter Bezug für

einen Ausnahmezustand, nämlich für den lall einer

Erkrankung. Diese Eigensdiaft des Versorgungskran¬
kengeldes wird jetzt nodi besonders hervorgehoben
durch die Fassung, die I 12 Abs. 1 des Reichsversor¬

gungsgesetzes durch die Zweit«- Verordnung des Reidi«*-

Präsidenten zur Sicherung roa Wirtschaft und Finanzen

\om 5. Juni 1931 (RGBl. I S. 279 ff.) Zweiter Teil

kapitel IV Artikel 1 Nr. 4a erhalten hat. Danach ist

die zeitliche Dauer des Bezuges des Versorgungs¬
krankengeldes als Rechtsanspruch jetzt in dein gleidien
Maße wie beim Kassenkrankengeld nach der Reiehs-

\ ersicherungsordnung beschrankt.

Dieser Stellungnahme steht auch nicht entgegen, dafi

nach dem Erlaß des Reichsarheitsministers vom

24. März 1931 die Entscheidung des Reichsve»rM»rgung

gerichts Band 9 Seite 74 im Verwaltungsverfahren auch

auf den Anspruch auf Rückerstattung zu 1 nrecht

empfangenen Versorgungskrankengeldes Anwendung

finden müsse. Denn der Erlaß wollte, abgesehen
davon, daß er für die Spruchbehörden der Versieh'

rung nicht bindendes Hecht schafft, offenbar noch

k« ine abschließende Stellung zu der Streitfrage ein¬

nehmen, sondern nur eine einstweilige Regelung. \or-

hehaltlich der Entscheidung im gesetzlich vorgesehenen
Spruch verfahren treffen.

Auch Zweckmäßigkeitsgründe sprechen schließlich dafür,

die Ueberhebung von I «rsorgungskrankengeld recht¬

lieh ebenso zu beurteilen wie diejenige ron Kassen-

kiankengeld. El würde jedenfalls nidit verstanden

werden, wenn ein \ ersorgungsberechtigtcr. der als

kassenmitglieel auf (.rund einer nicht mit einer Dienst¬

beschädigung zusammenhangenden Krankheit Kranken¬

geld erhalt und überhebt, dieses ohne Rücksieht darauf

zurückzahlen muß, ob er es zur Verbesserung sein«

Lebensunterhaltes \erbraucht hat. währenel er ab

Ausgesteuerter «»ehr als Zugeteilter, wenn er infolg

ner Dienstbesdiudigung erkrankt ist und zuviel

\ «rsorgungskrankengeld erhalten hat, gegenüber der

Rückforderung der Kasse den Y\ «gfall der Berc-uherung

einwenden könnt Beid« lalle können nur naeh ein¬

heitlichen rechtlichen G<B*idltspaakt£a entschied« n

werelen. Eine unterschiedliche Behandlung würde all

auch tatsächlich zu unbefriedigenden I' rgebnissen

führen.
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E. des RVA. und seinen Gründen ist

E. nicht zuzustimmen. Ihre Begründung ist

it überzeugend. Wenn sich das RVA. auf

Wesensgleichheit von Versorgungskranken-
I und Krankengeld beruft und sich dabei

h auf seine frühere E. vom 16. Dezember

* M - IIa. K. 200/31, AN. 1932 S. IV 86

4*08), EuM. Bd. 5 31 S. 441 Nr. 185)

eht, so verkennt es doch, daß gerade hin-

htlich der Voraussetzungen der beiden

nkengelder große Gegensätze bestehen.

s Versorgungskrankengeld setzt ein An-

uchsrentenleiden voraus, auf dem die • Ar-

<t Minfähigkeit oder wenigstens ihre Aus-

ung beruht. (E. des RVG. vom 26. Februar

iO. RVBe. 1930 S. V 38 Nr. 44 Ziff. 2.) Der

ic hliche Zusammenhang zwischen Einkom¬

mensminderung und Krankheit muß nicht nur

i die Entstehung des Anspruchs auf Ver-

ifungskrankengeld, sondern auch für die

iuer des Bezugs gegeben sein. Demgegenüber
st bei dem Anspruch auf Krankengeld der Zeit-

nkt der Erkrankung stets maßgebend. Selbst

nn elie Arbeitsunfähigkeit erst unter geänderten
hnverhältnissen eintritt, richtet sich die Höhe

«les Krankengeldes stets nach dem zu Beginn

r Erkrankung bezogenen Lohn. (RVA. E.

12 II AN. 1917 S. 462. EuM. Bd. 9 S. 47 Nr. 18.)

Wie ich außerdem bereits in der „Arbeiterver-

rgung" 1931 S. 212 ausgeführt habe, ist eben

der Anspruch auf Versorgungskrankengeld ma-

iell rechtlich im RVG. und nicht in der

KVO. geregelt. Das Versorgungskrankengeld

gehört also zu den Versorgungsgebührnissen im

Sinne der §§ 68 bis 71 RVG., wie auch in den

Ausführungsbestimmungen zu diesen Para¬

graphen unter Ziffer 2 (vgl. Arendts: Kommen¬

tar zum RVG., 2. Aufl. 1929, S. 571 ff.) aus¬

drücklich ausgesprochen wird. Daher ist m. E.,
wie auch Arendts (S. 579) annimmt, die Frage
der Rückzahlung zu Unrecht erhobenen Ver¬

sorgungskrankengeldes grundsätzlich nur nach

den Vorschriften des RVG. selbst zu beant¬

worten. Arendts setzt ausdrücklich hinzu, daß

in Nr. 95 Abs. 4 S. 2 der Ausführungsbestim¬

mungen gesagt sei, daß der den Einwand für zu¬

lässig erklärende Abs. 1 der AB. Nr. 95 nur

gelte, soweit nicht in den Militärversorgungs¬

gesetzen etwas anderes bestimmt sei. Diese

Einschränkung trifft aber nicht zu. Infolge¬
dessen muß m. E. der in der E. des RVG.

(Bd. 9 S. 74 ff.) aufgestellte Rechtssatz, daß

jedenfalls für das materielle Reichs¬

recht im Versorgungsverfahren der

Einwand der nicht mehr vorhandenen Bereiche¬

rung für Zahlungen, die nach dem Inkrafttreten

des neuen Reichsversorgungsgesetzes, d. i. nach

dem 1. Oktober 1917, erfolgt sind, auch für das

Versorgungskrankengeld, das materiell recht¬

lich im Reichsversorgungsgesetz verankert ist

und zu den Versorgungsgebührnissen gehört,

gelten.

Ich bin daher der Ansicht, daß mindestens für

das Versorgungskrankengeld in dieser Frage
im Interesse der Kriegsbeschädigten noch nicht

das letzte Wort gesprochen ist.

Gegenstände der Zwangsvollstreckung
Fritz Simmer, Halle

Die Stagnation der Wirtschaft zwingt immer

fir Kken., sich eigene Vollstreckungs-
nnd Vollziehungsbeamte bestellen zu lassen.

ch dem Verzeichnis der Verlagsgesell -

c haft deutscher Krankenkassen beträgt die

hl dieser Kken. schon rund 800. Da die

itreibung durch eine eigene Vollstreckungs-
« Korde in der Praxis schon erhebliche Vor-

le gegenüber der früher fast allgemein
'Michen gemeindlichen gezeitigt hat, wird es

hl kaum einen Kassenfachmann geben, der

tz der Hoffnung auf bessere Verhältnisse

Beseitigung dieser Einrichtung für spätere
un wieder herbeisehnt. Andererseits muß

n aber feststellen, daß wir dadurch eine be¬

tuliche Mehrarbeit in Kauf nehmen und

le Angestellte sich an eine Rechtsmaterie

nwagen mußten, die ihnen bisher völlig
md war. Wir haben gute Kommentare (der

rauchlichste dürfte „Kautz-Riewald-Ver-

iltungszwangsverfahren" sein), verschieden«?
1 sverbände haben diesem Gebiet in Unter-

htskursen besondere Aufmerksamkeit ge-

nkt, teilweise wurden sogar Spezialkurse

für Vollstreckungs- und Vollziehungsbeamtc

eingerichtet, die sich unter fachmännischer

Leitung sehr bewährt haben, und doch gibt es

in der Praxis immer und immer wieder Fälle,

die auch dem gut eingearbeiteten Angestellten
Kopfzerbrechen machen. Ich will heute nur die

Beschwerde aus § 2 und die so beliebte Inter¬

ventionsklage aus § 19 der Verordnung über

das Verwaltungszwangsverfahren herausgreifen
und auch hiervon nur diejenigen, die sich aus

§ 865 Abs. 2 Satz 1 der Zivilprozeßordnung
(ZPO.) ergeben.

Nach § 865 ZPO. umfaßt die Zwangsvoll¬

streckung in das unbewegliche Vermögen auch

die Gegenstände, auf welche sich bei Grund¬

stücken und Berechtigungen die Hypothek, bei

Schiffen das eingetragene Pfandrecht erstreckt.

Diese Gegenstände können, soweit

sie Zubehör sind, nicht gepfändet
werden. § 1120 BGB. schreibt vor, daß sich

die Hypothek er streckt „auf die von

dem Grundstück getrennten Erzeugnisse und

sonstigen Bestandteile, soweit sie nicht mit der

Trennung nach den §§ 954 bis 957 in das

st.
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I; tum eines anderen als cles I ntünu

oder cles Eigenbesitzers des Grundstückes ge¬

langt sind, sowie auf das Zubehör de

Grundstockes mit Ausnahme der

Z ti b [ rsiück( welch nicht in

d Eigentum cles Ei g e n t ii m e i i

cl e s Grundstfickes gelangt s i n cl.''

Von der Haftung tür che Hypothek ist also elas

Zubehör befreit, welch* aem arvlern als

dem GrundstOckseigentümer gehört (z. B. das

dm\ Pachtet einei I istwirtsc haft gehörende

Inventar, die Tonfilmapparatur in einem Kino,

n welcher Eigentumsvorbehalt cl« Lief«

firma besteht, che Buchungsmaschine in einer

Kk., weh he nur zur Probe aufgestellt ist). Was

\ ersteht man nun aber überhaupt unter elem

Begriff „Zubehör"? Die geesetzlieühe Ei laute-

rung Raden wir in den $$ 97 und 95 BGB.

Danach sinel Zubehör bewegliche» Sachen, elie

icht Bestandteile- (g§ 93 bis W BGB.) eh

Grundstüeükes sinel, welche» clein wirtschaftlichen

Zweck«' — d. h. «ler Benutzung eler Haupt«
sa«che nicht nur v o r 0 ber geh <* n el su

dienen bestimmt sind und zu ihr in einem

dieser Bestimmung entspi egeh« nedeen räumlichen

Verhältnis stehen. Gefordert wird als*

dab sie /u diesem Zweck*- bestimmt, nicht

aber geeignet! odeer gar unentbehrlich sirul.

Als Zubehör können abei elie Sae hen nicht an-

ue sehen werdeen! denen ehe allgemeine V«er-

keehrSC-UlSChauting eine solche I uschaft ab-

spricht Nicht zur Benutzung der Haupt-
s.« he bestimml unel mithin kein Zubehör sind

Sae -hen, elie nur /um Bau Oeder zur Reparatur
"ines ( n undstüc kes benutzt werelen (/. B.

Balken9 Zieegel), ferner nicht Erzeugnisse sowie»

Material voi rate eines <j«w«rbl ichen Betriebes,

da eisten» nicht mehr und letztere nur vorüber¬

gehen«! dem wirtschaftlichen Zwecl elei

Hauptsach«' zu ebenen bestimmt sind (nicht so

bei einem landwirtschaftlichen Betriebe, sie»he

$ ('S Ziffei 2). Das raumliehe Verhältnis gilt
dann als gewahrt, wenn die Gegenstände sich

in el e r R e g e 1 a II f cl e m Gl uiulsi ii c k

befinden; nicht erforderlich ist also,

daß sie sich unmittelbar am Orte des Ge¬

brauchs belinden (z. B. Ersatzröhren eines

Rundfunksenders, die nicht direkt im Sende*

räum lagern)y dafi si*' sich ferner i m m e r auf

dem Grunelstiick befinden (z. B. <ii«t- Kutsch

während «ler Ausfahrt). Was dem wirtschaft¬

lichen Zwecke der I lauptsaclu» zu dienen be¬

stimmt ist, führt deer $ 9S an Beispielen an:

1. bei einem Gebäude* das für einen

e w «i bl ic h e n B et r i e b dauernd einge¬
richtet ist, insbesondere bei einer Mühle, einer

Schmiede», einem Brauhaus, einer Fabrik, elie»

zum Betriebe bestimmten Maschinen und sonsti¬

gen Gerätschaften;

bei einem Landgute das zum Wirtschafts-

betriebe bestimmte Gerät und Vieh, che land¬

wirtschaftlichen Erzeugniss soweit sie» zvn

I »utührung eler Wirtschaft bis zu der Zeit

i ehrlich sind, zu welcher gleiche oder ahn

liehe Erzeugnis voraussichtlich ewonnei

werden, sowie der vorhandene auf dem Gut«

••Wonnen«- IKinger.

Bei Gewerbebetrieben ist also zu prüfen, ob da

Gebäude für diesen besonderen Zweck dauern

eingerichtet ist. Gefordert wird natürlich nicht

dab ein Grundstück schon bei seiner Einrich

tung zu einem gewerblichen Betriebe eing«

richtet wird. Es genügt auch, wenn es er

pater dazu gemacht oder umgeändert wird

()b ein Gebäude für die Dauer — besser g

sagt, nicht nur vorübergehend — für einen u

weiblichen Betrieb eingerichtet ist, kann mai

wohl in elen meisten Fallen schon rein äußer¬

lich an der Bauart erkennen (z. B. Hotel,

Theater, Kino, Tankstelle, Tribüne auf einen

Rennplatz). Der Wille cles jeweiligen Besitzet-

ist aber unbedingt zu berücksichtigen, da es

von eliesem abhängt, ob die Einrichtung für die

Dauer geplant ist oder nicht. Man kann z. B

nicht von einem auf die Dauer eingerichteten

Gewerbebetrieb sprechen, wenn e»in arbeits¬

loser Angestellter an seinem Wohnhaus Ver¬

änderungen vornehmen läßt, um für die Dauei

seiner Arbeitslosigkeit ela raus «ine Premden-

pension zu machen. Er will die Pension ja

nicht für die Dauer.

Bei einem land- oder forstwirtschaftlichen

Betriebe unterscheiden wir nach Ziffer 2 cl«

$ ^S BGB. elrei Arten von Zubehör:

1. „Das zum Wii tschaftsbetriebe bestimmt!

( ierät und Vieh. Auch hier wird wiedei nui

die Bestimmung, nicht die» Notwendigkeit
gefordert; danach zählt auch elas überflüssig«
Inventar oder Vieh zum Zubehör, rfern es

mir zum „Wii tschaftsbetrieb bestimmt" ist

(/. B. eine Strohpresse od<er ein Dampfpflug
«ünes kleeinen Landgutes, von denen ein Sach¬

verständiger bescheinigt, daß sie vn \ dei

t ieringfügigkeit des Betriebes gar keine Ver-

Weendung linden keinnen). Nicht hierzu zählt

aber dasjenige Gerät und Vieh, das zum Ver¬

lauf bestimmt ist, m. E. auch dann nicht, Weenn

der Landwirt dieses nach seinem Entschlul

«s zu verkauften, noch in der Landwirtschaft

nütverwendet (z. B. Pferde, Kühe). Auch hiei

ist also der Wille des Grundstückseigentümers
ausschlaggebend abg<esehen davon würde

eine andere Auffassung praktisch fast unmög¬

lich machen, z. B. Vieh zu pfänden. Auch nicht

zum Wirtschattsbeti iebe sind bestimmt Gerät

und Haustiere, welche nur für rein persönlich«
Ansprüche d«»s Eigentümers bestimmt sind, wi

z B. lYisonenkrattw n und Reitpferde, eieren

Verwendung nicht im Landwirtschaftlichem B<

tiiei ilolgen soll. Dies«« Geg«£i\st«ände werden

auch elann nicht Zubehör des Grundstücke s

wenn sie» eler Eigentümer entgegen der bisheri¬

gen und künftigen Bestimmung ausnahmsweise
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vorübergehend im Wirtschaftsbetriebe

i det. Natürlich kann auch hier während

2 Gebrauchs die Zweckbestimmung

, ii den Willen des Eigentümers geändert

deen- Zu dem zum Wirtschaftsbetriebe be¬

amten Vieh zählt auch solches, das „in den

Ken eines angemessenen Bedarfes zur je-

ligen Ergänzung abgehender Viehstücke so-

e zur Zucht' dient.

Die landwirtschaftlichen Erzeugnisse, soweit

zur Fortführung der Wirtschaft bis zu der

r «^forderlich sind, zu welcher gleiche oder

tliche Erzeugnisse voraussichtlich gewonnen

: i« n. Ob es sich hier nur um solche Er-

ss« handelt, welche auch auf dem be-

i. nden Landgute gewonnen sind, oder all-

. mein um landwirtschaftliche Erzeugnisse, ist

in. W. noch heute bestritten. Für uns ist be-

vis bemerkenswert, daß hier die weitere

ussetzung, daß sie erforderlich sein

iss<en, hinzukommt. Ob dies zutrifft, wird

tn sich in der Praxis am besten durch einen

< h verstand .gen der Landwirtschaftskammer

itigen lassen. Landwirtschaftliche Erzeug-
• sind ebenso wie Geräte und Vieh dann

l»t mehr Zubehör, wenn sie zum Verkauf

»timmt sind (z. B. Zuckerrüben).

I. Dei vorhandene auf dem Gute ge-

woi nene Dünger. Hier wird also aus-

icklich gefordert« elab er auf dem Gute ge¬

rn M ist (bei den landwirtschaftlichen Er-

ignissen spielt die Frage übrigens praktisch

kaum eine Rolle, da gekaufte Erzeugnisse
fremder Güter schon nach § 97 BGB. Zubehör

n können). Natürlicher Dünger ist also stets

Zubehör, wenn er mit dem Grundstück in

räumlichem Zusammenhang steht und auf ihm

•wonnen ist. Daß er zum Wirtschuftsbetriebe

bestimmt oder zur Fortführung gar erlorel»

lieh ist, wird nicht verlangt. Danach ist auch

der Dünger unter den übrigen Voraussetzungen
Zubehör, welcher zum Verkauf bestimmt ist.

Die Pfändung von Zubehör ist nicht nur un¬

statthaft, sondern auch tatsächlich rechts¬

unwirksam. Der Mangel des Vollstreckungs¬

aktes liegt bei der Pfändung von Zubehör eben

darin, daß der Gegenstand der Vollstreckung

der sogenannten Mobiliarpfändun entZOg«en

in soll. Ist nun die Pfändung von Zubehör

in unzulässiger Weise erfolgt, so ist sie» grund¬
sätzlich jedem gegenüber rechtsunwirksam.

Haben aber dieRealgläubiger bis zur Vollendung

dees Zwangsvollstreckungsverfahrens ihrt»Rechte

nicht geltend gemacht, so erlöschen diese, wenn

nicht deer Erstehe»! die Unrechtmäßigkeit des

Verfahrens kannte. Wichtig und in der Praxis

unbedingt zu beachten ist, daß gegen den

Gläubiger (die Krankenkasse) ein Bereiche¬

rungsanspruch besteht, ja daß er sogar bei Ver¬

schulden für Schadensersatz haftet. Gegen elie

Pfändung von Zubehör steht dem Grundstücks¬

eigentümer und jedem Hypothekengläubiger elie

Autsichtsbesc hwerde nach $ -
Abs. 2 der Ver¬

ordnung betreffend das Verwaltungszwangs¬
verfahren zu.

Der gesetzliche Rechtsübergang
nach §1542 RVO. Franz Schweiger, Essen

it che nach der RVO. Versicherten oder

Hinterbliebenem nach anderen gesetzlichen
Ve hriften Ersatz eines Schadens bean-

s[)i uchen können, der ihnen durch Krankheit,
1 I fall, Invalidität oder durch den Tod des Er-

erwachseen ist, geht gem&i $ 1542 Sitz 1

RV< f. der A .spruch auf den Träger eier Vcm-

erung insoweit über, als sie» den Entschädi«

y bereechtigten nach diesem Gesetze Leistun«

zu gewähren haben. Dei zunächst in der

- m des Verletzten entstehende Entschädig

.spiuch geht elaher aul die BG« insoweit

r, als deren Verpflichtung zur Entschädig

ng durch die RVO. begründet ist, die» BG.

iber nicht einen unmittell in

son erwachsenen Ansprui ge»gen den

lene tzpflichtigen Dritten. Durch die Be-

mg d«es S 1542 Satz 1 RVO. soll ausg

lossen werden, daß der Verletzte bei Un-

'. für ehren Polgen er elurch die BG. ent-

adigi wird, bei denen aber auch ein Dritter

den Vorschriften dees bti Rechts
N

- ersatz verpflichtet ist, für solcl

wirtschaftliche Nachteile4 von zwei Seiten Ent¬

schädigung erhält. Iir soll im Umfang der elurch

die Versicherungsgeseti begründeten Ent«

schädigungspllicht eh»r BG. allein von dieeser

entschädigt werden. Zugleiech soll der IU i. tür

eii«' Aufwendungen, die sie* hierzu machen muh,

Ersatz in der Weise verschafft werelen, dai

deren Höhe an Stelle deBS Verletzten Gläubi¬

gerin de schadensersatzpflichtigen I h itten

wird. Nach dem der Vorschrift sonach zu¬

grunde liegen<h»n Geelnnken sind die den Ueber«

wg der Rechte» cles Verletzten auf die BG.

•Ifenden Bestimmungen dahin auszulegen,

die» BG. soll an Stelle dees Verletzten Gläubige¬

rin «ies Dritten bloß in eler Höhe ihrer eigenen

Entschädigungspflicht unel auch nur soi an.

in, als dies« Entschädigungspflicht b« it.

: l iraus folgt, daß, wenn diese Entschädigungs«

pflicht zufolge einees leediglich elie rechtlichen

Ziehungen zur BG. berührenden Umstanedes

dauernd oder zeitweilig 1 «tigt werden, damit

auch für eliese der Uebergang dea Reechte des

Verletzten auf die BG. in Weegfall kommt, de
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gestalt, dafi, wie beim Eintritt einer auflösende

Bedingung der Verletzte wieder in diejenigen
Reechte gegen den schadensersatzpflichtigen
Dritten eintritt, welche zufolge Legalsukzession
während dees Bestehens der Entschädigung

pflicht der BG. dieser zugestanden hatten, ohne

dafi es einer besonderen Rückübertragung dieser

Rechte durch die BG. b«edarf.

Bea dieser Sachlage kann keine Rede davon

sein, dafi der Entschädigungsanspruch des Ver¬

letzten nur insoweit auf die BG. übergeht, als

dies«- hinterher dem Entschädigungsberechtig¬
ten tatsächlich Leistungen gewährt. Der Um¬

fang, in dem der Uebergang stattfindet, bemifit

sich nicht nach dem, was die BG. tatsächlich

gewährt, sondern nach dem, was sie dem Ver¬

letzten, solange ihre Verpflichtung besteht, auf

Grund der Unfallversicherungsgesetzgebung zu

gewähren rechtlich verpflichtet ist. Das ergibt
sich aus Wortlaut und Sinn des § 1542 RVO.

Es konnte dies um so unb«edenklicher bestimmt

werden, als dafür Sorge getragen ist, dafi der

Verletzte das, was ihm die BG. zu gewähren
rechtlich verpflichtet ist, auch tatsächlich von

ihr erhält. Zu diesen Pflichtleistungen der Ver¬

sicherungsträger gehören in erster Linie die

Kosten ärztlicher Behandlung und eines Heil¬

verfahrens. W«egen dieser Kosten ist also der

Verunglückte nicht klageberechtigt. Das gilt
natürlich auch, wenn weitere Leistungen derBG.

in Frage kommen. Der Verletzte kann sich

/iuch nicht darauf berufen, dafi ihm die fehlende

Aktivlegitimation nicht mehr entgegengehalten
werden könne, weil der Antragsgegner den An¬

spruch dem Grunde nach etwa durch Zwischen¬

vergleich oder in anderer Weise anerkannt

habe. Da der Anspruch auf die Versicherungs¬
träger insoweit übergeht, als sie dem Entschädi¬

gungsberechtigten nach der RVO. Leistung zu

gewähren haben, ist bei der Anrechnung dieser

Leistungen von dem Betrag auszugehen, den der

Entschädigungsberechligte, wenn ihm nur auf

Grund des Kraftfahrzeuggesetzes ein Anspruch
zusteht, nach diesem Gesetze verlangen kann.

Weitergehender Schaden kommt alsdann nicht

in Betracht, weil insoweit kein Entschädigung^
anspruch besteht, denn der gesetzliche Rechts¬

übergang hat selbstverständlich das tatsächlich

Bestehen einer Forderung zur Voraussetzung

Der gesetzliche Rechtsübergang nach § 1542
RVO. ist keineswegs von einer Anzeige des

Ueebergcangs durch die BG. an den Haftpflicht-
schuldnei oder dessen Versicherungs ellschaft

abhängig, da letztere von der latsache der Ein-

trittspfficht der öffentlich-rechtlichen Versiche¬

rungsträger meistens ohnedem Kenntnis haben.

„Denn heute weiß wohl jeder, dafi die meisten

Personen in irgendeiner Weise durch derartige
hnt liehe Versicherungen geschützt sind. Das

gilt insbesondere für die Versicherungsgesell
(haften, die die Schadensfälle für den Versiche¬

rungsnehmer bearbeiten und vor allem etwait

Vergleiche als Vertreter des Haftpflichtschuld¬
ners mit dem Geschädigten abschließen. Be;

einem solchen Vergleichsabschlufi und einen

Verzicht des Geschädigten auf alle weiteren An¬

sprüche bleiben die Regrefiansprüche diesei

Träger der Sozialversicherung unberührt, da bei

Kenntnis der Tatsache, dafi der Geschädigte
versichert ist, guter Glaube des Haftpflicht¬
schuldners oder der Versicherungsgesellschaft
nicht vorliegt. Der neue Gläubiger (der Träger
der Sozialversicherung) braucht aber gemäß
§ 407 BGB. in Verbindung mit § 412 BGB. ein

Rechtsgeschäft (Verzicht des Geschädigten auf

alle weiteren Ansprüche), das nach dem gesetz¬

lichen Forderungsübergang (dieser erfolgt nach

der Rechtsprechung dees Reichsgerichts un¬

mittelbar im Anschluß an das Schadenereignis)
zwischen dem Geschädigten und den Haftpflicht¬
schuldnern oder der Versicherungsgesellschaft
als dessen Vertreter vorgenommen wird, dann

nicht gegen sich gelten zu lassen, wenn der

Haftpflichtschuldner oder seine Versicherung

gesellschaft den Forderungsübergang bei Vor¬

nahme des Rechtsgeschäfts kennt."

Der Uebergang von Schadenersatzansprüchen
auf öffentlich-reechtliche Versicherungsträger be¬

trifft den Grund des Anspruchs und kann nicht

dem Betragsverfahren überlassen werden. Die

Richtigstellung dieses Mangels kann jedoch ge¬

mäß $ 565 Abs. 3 Nr. 1 ZPO. gleich durch

das Reichsgericht vorgenommen werden. Das

Reichsgericht führt in dieser Beziehung im

Urteil vom 14. Dezember 1931 (VI 202 31) aus,

der kraft Gesetzes eintretende Uebergang der

Ansprüche des Geschädigten müsse nach dei

feststehenden Rechtsprechung de Reichsge¬
richts bereits in dem nach § 304 ZPO. über den

Grund des Anspruchs ergehenden Zwischen¬

urteil berücksichtigt werden und könne nicht

elem Betragsverfahren vorbehalten bleiben. Von

dieser Rechtsprechung, die von dem erkennen¬

den Senat insbesondere auch bis in die letzte

Zeit festgehalten worden sei (unter anderem

Uiteil vom 24. September 1931 (VI 122 31), vom

2. November 1931 (VI 283 31) und vom 23. No¬

vember 1931 (VI 216 31), abzuweichen, wie die

in der mündlichen Verhandlung vor dem Revi¬

sionsgericht angeregt worden sei, biete sich

keine rechtliche Möglichkeit. Denn es handle

sich insoweit in erster Linie um eine Fr«age der

Sachbefugnis des Klägers, deren Klarstellung
zur Entscheidung über den Grund des An¬

spruchs gehöre, auch bei Berücksichtigung der

Vorschriften in § 412 (§§ 399 bis 404, 406 bis

410) BGB. Die danach notwendig werdende

Richtigstellung könne das Revisionsgericht ge¬
mäß $ 565 Abs. 3 Nr. 1 ZPO. selbst aussprechen.
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Aussteuerung

bei Krankenhausbehandlung.

«im eine Kk. einem erkrankten Versicherten

Stelle der Krankenpflege und des Kranken¬

ides Krankenhausbehandlung vom ersten Tage
i Arbeitsunfähigkeit an gewährt, so wird oft

die frage nach dem Zeitpunkt der Aussteuerung
verschieden beantwortet. M. E. kann nicht der

iingste Zweifel darüber beestehen, dafi die

isst euerung mit Ablauf der 26. Woche, also

mit dem 183. Tage seit dem Beeginn der Arbeits¬

unfähigkeit eintritt, da Krankengeld zwar nicht

Barleistung, wohl aber in natura unter

Außerachtlassung des § 182 RVO. zwangsläufig
( hon vom ersten Tage der Arbeitsunfähigkeit an

währt wird. Eine Teilung der Krankenhaus¬

kosten dergestalt, daß für die ersten drei Tage
stationären Behandlung geringere Kosten

ntsprechend der Krankenpflege von der Kk.

übernommen werden, gibt ees grundsätzlich
nicht. Aus diesem Grunde kann die Kk. auch

tr verpflichtet werden, nötigenfalls die Kosten

r Krankenhausbehandlung nur für insgesamt
J Tage zu übernehmen, es sei denn, dafi die

Satzung über die R«egelleistungen hinaus einen

weiteren Anspruch zusichert. Dagegen ist die

Anspruchsberechtigung um drei Tage ver-

gert, sofern die Kk. Ersatz gemäfi §§ 1531 ff.

RVO. leistet und somit der Anspruch auf Er-

nts eler Kosten für den Unterhalt erst vom

rten Tage der Arbeitsunfähigkeit an gtegeben
Eine Ausnahme bilden hierbei wiederum

lie Lehrlinge ohne Entgelt, die keinen Anspruch
iirf Krankengeld haben. Für diese Gruppe von

i sicherten besteht also selbst im Falle des

Ersat gemäfi §§ 1531 ff. RVO. ein Anspruch
nur auf die Dauer von 183 Tagen, sofern die

Arbeitsunfähigkeit vom Tage der Erkrankung
!) besteht.

Von welchem Tage an ist übrigens das Haus¬

iel zu zahlen? Auch hierüber herrschen

genteilige Meinungen. Nach dem Rund-

hreiben des Reichsarbeitsministers vom

24. September 1930 kann der Bezug des Haus¬

geldes nicht früher erfolgen, als der des Kran¬

kengeldes, also erst mit dem vierten Tage der

Arbeitsunfähigkeit Dieser Auffassung kann ich

nicht beitreten. Wird Krankenhauspfleege einem

rsicherten gewährt, der bisher Angehörige
ill oder überwiegend unterhalten hat, so ist

n e b e n ein Hausgeld für die Angehörigen
Betrage des halben Krankengeldes zu zahlen,

i Schwerpunkt des Anspruchs auf Hausgeld
also auf das Wort „daneben" zu legen. Die

ilufifolgerung ist dann nur dahin zu ziehen,

i Hausge d bei Anspruchsberechtigung schon

i dem Tage an zu zahlen ist, an dem die

mkenhausbehandlung einsetzt und die Kk.

ach die Kosten übernimmt. Wird eine gegen¬

teilige Meinung vertreten und auch zur Au

führung gebracht, so wird der gesetzlichen Be-

Stimmung nicht vollauf Genüge getan und m. E.

l>erecht:gte Anspruch des Versicherten um

?inen Teil gekürzt, den er in heutiger Zeit un-

lingt benötigt.
G. Schneller, Berlin-Reinickendorf.

Der Arbeitsgerichtsvergleich und die

Sozialversicherungspflicht.

Ansprüche des Arbeitnehmers auf Nachzah¬

lung von Gehalt oder Lohn, insbesondere für

geleistete Ueberstunden, können erfahrungs¬

gemäß mit Erfolg erst nach Beendigung des

Arbeitsverhältnisses verfochten werden, da

bei einer Geltendmachung während der Be¬

schäftigungsdauer für gewöhnlich die Gefahr

der Entlassung droht. Häufig enden solche

Lohnstreitigkeiten vor dem Arbeitsgericht
mit einem Vergleich, in dem der Arbeitgeber
den Anspruch des Arbeitnehmers ganz oder

teilweise als berechtigt anerkennt und das Ge¬

richt die Berechtigung des anerkannten An¬

spruchs bestätigt.
Welche Wirkung hat nun der Vergleich auf

die Versicherungsverhältnisse nach den Ge¬

setzen der Reichsversicherung? Die Höhe der

Beiträge und — mit wenigen Ausnahmen —

*uch der Versicherungsleistungen bemifit sich

nach der Höhe des Grundlohnes. Bedeutet

nun die Nachzahlung eines Lohnbetrages auf

Grund eines Vergleiches vor dem Arbeits¬

bericht auch für die Versicherungsverhält¬

nisse die Bestätigung, dafi tatsächlich ein

höherer Grundlohn verdient worden ist, als

vor der gerichtlichen Geltendmachung des

Lohnanspruches angenommen und der Ver¬

sicherung zugrunde gelegt worden ist? Müssen

dementsprechend Versicherungsbeiträge nach¬

entrichtet werden? Hat andererseits der Ar¬

beitnehmer im Versicherungsfalle Anspruch
auf Bemessung der Versicherungsleistungen
nach der tatsächlichen Höhe des Grundlohnes,

wie sie sich aus dem vor dem Rechtsstreit ge¬

zahlten Lohn zuzüglich des auf Grund des

Vergleiches nachgezahlten Lohnes ergibt?
Zu unterscheiden ist ganz allgemein zwischen

auf Grund zu niedriger Bezahlung erfolgenden
Gehalts- und Lohnnachzahlungen und rück¬

wirkenden Gehalts- oder Lohnerhöhungen.

Während diese auf das Versicherungsverhält¬
nis erst vom Zeitpunkt des Abschlusses des

sie vereinbarenden Vertrages an Einfluß aus¬

üben (RVA. vom 21. Dezember 1919, AN. 1919,

S. 291, Nr. 2519 und RVA. in Arbeiterversor¬

gung 1927, S. 119), verpflichten Lohnnach¬

zahlungen zur entsprechenden Nachleistung

des Beitrages und begründen den Anspruch
des Versicherten auf Gewährung der der

vollen Lohnhöhe entsprechenden Versiche¬

rungsleistung, auch wenn die Nachzahlung

zeitlich später erfolgt, als der Versicherungs¬

fall eintritt. Wenn das höhere Gehalt nicht

erst nachträglich vereinbart worden ist, son¬

dern der Anspruch darauf vertragsgemäß, ins¬

besondere nach einem Tarifvertrag, schon vom

Beginn der Beschäftigung an bestanden hat,

muß der Arbeitgeber von vornherein dem

Arbeitnehmer den vertraglichen Lohn zahlen

und den entsprechenden gesetzlichen Beitrag

zur Sozialversicherung entrichten. Von dieser

öffentlich-rechtlichen Verpflichtung ist natür¬

lich auch der Arbeitgeber nicht befreit der in

Verkennung oder gar in bewußtem Gegensatz
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zu seinen vertraglichen Pflichten zunächst ein

geringeres als das vereinbarte Gehalt bezahlt
Maßgebend für die Berechnung cles Bei-

träges zur Arbeitslosenversicherung kann da¬

her in Fällen, in elenen zunächst ein gerin¬
ge las vereinbarte Entgelt gezahlt ist,
nur das Gehalt sein, auf dessen Zahlung bei

Fälligkeit ein Rechtsanspruch besteht (vgl.
E. 3419, AN. I«9, S. IV 187, EM. Bd. 24, S. 272,
Nr. 116)." Diese» Ausführungen des RVA. in

ntscheidung vom 2( Oktober 1930,
AN. 1931 S. 34, Nr. 39 48, können auf alle»

Zweige dei Sozialversichei ung angewendet
werden. Auch elen Versicherungsieist ungen
ist derjenige Lohn zugrunde zu legen, auf

welchen zur Zeit cles Vei sie her ungsfalles ein

Reechtsanspniech bestand, unabhängig davon,
ob die tatsächliche» Lohnzahlung elem ent¬

sprach.
Der Arbeitgeber erkennt entweder elurch die

Lohimarhzahlung auf (irund des Vergleiches
voi dem Arbeitsgericht den Rechtsanspruch
des Arbeitnehmers an, oder er leistet die Lohn-

nachzahlumj nur unter dem Vorbehalt, elaß

darin kean Anerkenntnis des Rechtsanspruches
des Arbeitnehmers zu erblicken sei.

Erkennt der Arbeitgeber den Rechtsanspruch
des Arbeitnehmers an, so treffen die vorheri¬

gen Ausführungen zu (siehe elie» E. des VA. der
Stadt Berlin vom 16. November 1931, Arbei-

terversorgung 1932, Seite 56). Es ist gleich¬
mütig, on ele»m Arbeiter elurch Urteil des

Arbeitsgerichts eler rückständige Lohn zuge¬

sprochen ist oder ob sich die» Parteien ver¬

glichen haben mit eler Wirkung, dafi dem

Arbeitnehmer nur ein Teil seiner Forderung
gezahlt wirel. Denn ein vor dem Arbeits¬
pricht abgeschlossener Vergleich wird, wenn

der Arbeitgeber nicht ausdrücklich betont, dafi
er Zahlung leistet, ohne» indessen c»inen Rechts-

anspruch anzuerkennen, meistens als ein An-

rkenntnis ange»se»hen werelen müssen. Der-

Arbeiter soll nicht sc-hlechter feestellt
werdeen, eler nicht auf Fällung eines Urteils

besteht
Wenn der Arbeitgeber elie beegehrte exler durch
den Vergleich Vereinbarte Nachzahlung eh

Lohnes unte»r dem Vorbehalt leistet, dafi er

damit ele»n geltend gemachten Anspruch eles

Klägers nicht anerkennen wolle, so treten elie»

geschilderten Versicherung si ee -htlichen Wir¬

kungen nicht ein; es sind dann also keine» Bei¬

träge nachzuleisten. Die» Beitragspflicht würde»

erst entstehen, wenn elas Arbeitsgericht durch
Urteil elen Rechtsanspruch cles Arbeitne»hmei I

entgegeen elem Standpunkt eies Arbeitgebers
anerkennt« Dr. Werner Spohr, Kiel.

Ehelichkeitserklärung und Waisenrente.

h den g§ 172'} bis 1740 des BGB. kann ein

uneheliches Kind aut Antrag seines Vater*
durch eine Verfügung der Staatsgewalt lüi eh«

klart werden« Ls erlangt dadurch eh.

chtlid Stellung ein«: eh«elichen Kindes.
Dieser Fall Wird häufig elann praktisch, wenn

die Itern eles Kindes Ihre Absicht, sich zu

heiraten, infolge Todes eler Mutter nicht VI :

wirklichen konnten. Die Voraussetzung«
untei denen die Ehelichkeitserklärung beantragt
werelen und erfolge kann, und ehe Rechtste)!-

gen, die sich für die Beteiligten daraus ergebe
sind im BGB. näher geregelt. Es fehlt aber eii

«»tzliche Regelung eiarüber, ob in den An¬

sprüchen eines solchen Kindes auf Leistungen
aus der Sozialversicherung, die sich aus dem
bisherigen Familienstande ergeben, eine Aenel

rung eintritt. Die RVO. und das AVG. enthal¬

ten keine ausdrückliche Vorschrift darüber. Sie
bestimmen u. a., daß nach dem Tode eines Ver-
sicherten seine Kinder bis zum vollendeten
15. Lebensjahre Waisenrente erhalten, und daß
als Kinder in diesem Sinne auch uneheliche»
Kinder einer Versicherten gelten; weiterhin, daß
die Waisenrente wegfällt, wenn die Voraus¬

setzungen für den Wegfall der Rente eintreten.
Bezieht ein uneheliches Kind auf Grund de

Versicherung seiner verstorbenen Mutter aus

der reichsgesetzlichen InvV., UnfV. oder AngV.
ine Waisenrente, so fragt es sich, ob durch die

Ehelichkeitserklärung nach § 1723 BGB. die»

Voraussetzungen für den Wegfall der Waisen¬
rente eintreten. Die Meinungen darüber gehe
auseinander. Von VTr.n und auch von Spruch¬
behörden der Reichsversicherung ist selbst in

neuerer Zeit noch die Meinung vertreten wor¬

den, das für ehelich erklärte Kind habe die

Eigenschaft eines unehelichen Kindes verloren,
es sei damit nicht mehr Waise im Sinne der

versicherungsre»chtlichen Vorschriften und habe*

demnach keinen Anspruch mehr auf Waisen¬

rente. Di«ese Auffassung ist aber rechtlich nicht
haltbar. Durch die Ehelichkeitserklärung än-

dert sich nur die» Rechtsstellung cles Kind
gegenüber se»inem Vater; es wird den ehelichen

Kindern des Vaters gleichgestellt. Aber nach

8 1737 Abs. 2 dees BGB. bleiben die Reechte und

Pflichten, die» sieh aus elem Verwandtschafts¬

verhältnisse zwischen elem Kinde tmd seinen

Verwandten (elas sind die Mutter und ihre Ver-
wandten) ergeben, unberührt, soweit nicht elas

Gesetz ein anderes vorschreibt Hier handelt

es sich um solches Recht. Eine entg a-

Btehende gesetzliche V« hrift ist aber nicht

vorhanden, weeder im BGB. noch in elen Sozial"
ve rsicheerungsgesetzen. Demnach bilde elie*

Ehelichkeitserklärung eines unehelichen Kindes
keinen Cirund, die Waise»nrente zu entziehen.

Gegenüber dieser Feststellung hört man ge¬
legentlich deen Einwand, es gehe» eloch nicht an,
ein für ehelich erklärtes Kind, ci. n Vater am

Lebe»n sei, besser zu stellen als ein aus eine

Ehe he»rvorge»gangenes Kind, dem es ja fnmilien-

lechtlich gleichgestellt sei. Dieser Einwand ist

unbegründet Von einer Besserstellung kann
keine» Rede sein, denn seit I. Juli 1926 sind

auech ehe» aus einer Ehe» hervorgegangenen Kin-

r, deren Vater noch lebt, nach elem Tode der
versiecherten Mutter nicht ohne weiteres vom

Bezug elei Waisenrente» ausgeschlossen. Nur

weenn <is sich um Kinder e»iner versiecherten Flu¬
fi au handelt, die» gleichzeitig eheliche Kinder
des hinterbüe»benen Ehemannees sind oeler deren

chtliehe Stellung haben, so erhalten sie» die
Waisenrente» dann nicht, wenn die rstorbene»

trau den Unterhalt eler Kinder nicht über¬

wiegend bestritten hat. Diese» Ausnahmevor«
hrift gilt aber nur, wenn die Eltern zur Zeit

<les Tode»s der Mutter miteinander verheirate
waren. Sie gilt nicht, wenn die» Ehe» etwa ge»~

hieden wa Denn in diesem Falle» wai di

120



herte beim Tode nicht mehr „Ehefrau"

der Vater nicht „hinterbliebener Ehemann"

Wrsicherten. Diesen Grundsatz hat elas

\. in einer Entscheidung vom 9. Oktober

Ml zu § 1260 der RVO. aufgestellt. Da d

ehelich erklärte Kind nicht das eheliche

iner Ehefrau und der Vater nicht hinter-

ebener Ehemann der Mutter ist — denn die

n waren ja nicht miteinander verheiratet —

kann natürlich die Weiterzahlung der Waisen-

IS der Versicherung der Mutter nicht

¦:¦_ der Voraussetzung abhängig gemacht wer«

iaß die Mutter das Kind überwiegend
unterhalten ha

rechtliche» Stütze finden diese Ausführun-

ü in eler grundsätzlichen Entscheidung des

V \ Nr. 3543 vom IQ. Juni 1929 (AN. 1929

167). Darin ist hinsichtlich der Waisenrente

urs eler InvV. klar und eindeutig ausgesprochen,
ih der Anspruch auf Waisenrente für ein un¬

eheliches Kind einer Versicherten durch die

hhelichke it lärung des Kindes nicht erlischt,

K h wenn elie besonderen Voraussetzungen

§ 1260 der RVO. (Beitrag der Mutter zum

Unterhalt durch Arbeitsverdienst; jetzt: über-

:»dc»r Unterhalt durch elie Mutter) nicht

füllt sind. Damit hat das RVA. seinen Stand¬

punkt verlassen, den es im Jahre 1920 in der E.

»63II (AN. 1920 Seite 176) zu vlieser Frage
• nommen hatte. Allerdings war die Aende-

mr des Rechtsstandpunktes notwendig ge¬

worden durch die Aenderung der ge»setzlichen
Vorschrifteen. Nach der vor dem 1. Juli 1926

[iltigen Fassung eler Vorschriften der RVO.

und dees AVG. erhielten u. a. nach dem Tode

einer Versicherten ihre vaterlosen Kinder unter

1") Jahren elie Waisenrente. Als vaterlos galten
u h unehe»liche Kinder. Dagegen erhielten che

inder, deren Vater am Leben war, nach dem

der versicherten Mutter keine Waiseen-

Untei der Herrschaft elieser Gese»tz«»s-

Schriften hat elas RVA. im Jahre 1920 ent-

!en, daß mit der Ehelichkeitserklärung elie

»enrente in Fortfall kommen müsse, weil die

elann nicht mehr vaterlos se»i. Nachdem

; chirch die se»it L Juli 1020 wirksame» Fas¬

ung der gesetzlicheen Vorschriften ehe» Vater-

_-ke»it nicht mehr Voraussetzung für b»n

pruch auf Waisenrente ist, konnte» auch

de ti über eingenommen« Reechtsstandpunkt
icht mehr aufrechterhalten weaelen. Die Ent-

tieidungen des RVA. sind zwar nur in Waisen«

atensachen nach eh»m IV. Buche- der RVO.

• In rlassen worden. Sie» können aber un-

nklich auf WaisenrentenansprQeche in le

FV. und AngV. angewendet werden, da für

Vei sie herungs/vvei«j indestens dem

e r\;ich elie gleichen Vorschriften bestehen.
Max Klein, Berlin.

Die Einrede der Verjährung gegenüber
dem Regreßanspruch aus § 1542 RVO.

ch S 1542 RVO. geht der Anspruch eine

kicherten uf Fi satz eines ihm durch

inkheit, Unfall, Invalidität exler durch Tod

Ernähreis entstandener. Schadens auf den
i i über, insoweit dieser dem Entschädigungs«
echtigten nach der RVO. Leistungen zu

ren hat Die» RVO. ste»llt dabei lediglich die

Aussetzung für eiie» Geltendmachung d»

,
iffsrechts dees VTr., den F erungsüber-

ang, fest. Die Geltendmachung selbst unter¬

liegt nicht den Verfahrensvorschriften de

Sozialversicherungsrechts; sie hat vielmehr im

Wege de Zivilprozesses zu rfolgen. In

diesem genießt der VTr. keine Bevor¬

zugung. Seine Stellung als Partei richtet sich

lieglich nach den allgemeinen prozeßrecht¬
lichen Vorschriften. Der beklagte ersatzpflich¬
tige kann deshalb auch gegenüber dem

VTr. von allen ihm nach den prozes¬

sualen Vorschriften zu Gebote stehenden Ver-

teidigungsmitteln Gebrauch machen. Als Bei¬

trag zu der Frage der Geltendmachung ein

Regreßanspruchs aus § 1542 RVO. sei hier

die Einrede der Verjährung behandelt.

Die Geltendmachung der Verjährungseinreede
stellt ein Verteidigungsmittel de Be»klagten
dar. Die Verteidigung kann sich in zwei Rich¬

tungen bewegen: der Beklagte kann die dei

Klage zugrunde liegenden Tatsachen leugnen
oder aber dieese zugeben, jedoch den daraus

von dem Kläger abgeleite»ten Anspruch bc

Streiten. Anerkennt eler Beklagte den Klage-
urund, behauptet er aber auf Grunel von Tat-

ichen, daß er dem Klageanspruch nicht ge¬

nügen wolle, so spricht man von der Geltend¬

machung von „Einwendungen". Soweit dabei

ein selbstäneliges Recht zur Verweigerung der

vom Kläger geforderten Leistung geltend ge¬
macht wird, wird elas Ve»rteidigungsmittel als

,,Einrede»" bezeichnet. (Der Beegriff „Einrede" ist

also enger als der de»r „Einwendung".)
Wieweit ist nun die Einre»de» der Verjährung

gegenüber ehr Klag einees Versicherung s-

trägers aus $ 1542 RVO. wirksam?

Da elie» RVO. lediglich den Uebergang der Por¬

derung festlegt, konnte» sie eine besondere Ver¬

jährungsfrist für elie Ansprüche» aus $ 1542

RVO. nicht be»stimmen. Die» Verjährung mub

sich vielmehr nach den Vorschriften richten,

nach denen sich der auf elen VTr. über-

gehenede Schadenersatzanspruch des Ver¬

sicherten beurteilt In Frage kommen ins¬

besondere* elie Ver jähr ungsvorsch riften der

§§ 907 RVO., 852 BGB., 8 des Reichshaft-

pflichtgesetzes, 14 dees Kraftfahrzeuggeesetz
und 25 des Luft vei-kei i rsgesetz.es.

Der Uebergang cles Sechadenersatzanspruchs
auf den VTr. nach § 1542 RVO. stellt

eine» geesetzliche Forderungsübertragung (cessio
legis) dar. Aul eliese finden nach $ 412

BGB. elie» Vorschriften über elie vertragliche

Uebertragung einer Forderung (Abtretung)
Anwendung. Der neue Gläubiger (der Vir.)

ist deeshalb be»i Geltendmachung seines An¬

spruchs g<egenfiber dem Schuldner (dem Er-

itzpflichtigen) an elie» ihm durch die $$ 401 if.

BGB. gezogenen Grenzen gebunden. Danach

soll die» Rechtsstellung eles Schuldners elurch

die» Zession weder verbessert noch ver-

ilechtert we n. Der Ersatzpflichtige kann

deshalb dem Vir. alle Einwendungen entgegen¬

halten, die z ur Zeit cl e r Äbtl et u n g

d e i F o r d e r u n g g e g e n ü b e i el e m b i s

1» e r i g e n G 1 ä u b i g e r (dem Versicherten)

beegründet waren ($ 404 BGB.).
I Vi Ueberganj eler Schadenersatzforderung
auf den VT folgt in dem Zeitpunkt, in deem

die Leistungspflicht cles VTrs. entsteht, also mit

Fintritt eh Versicherungsfalle Der Ersaf

Pflichtige kann mithin Verjährung nur insoweit
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inwenden, als sie zu diesem Zeitpunkt gegen-
r dem Versicherten eingetreten

war. War zu dieeser Zeit die Verjährung bereits

ollendet, so hat der VTr. keinerlei Ansprüche
geegen den Ersatzpflichtigen. War die» V«

ihrung noch nicht vollendet, so wirkt die ver¬

strichene Verjährungszeit gegenüber dem VTr.
weiter. Ihm geegenüber tritt dann Verjährung

n, wenn der Rest der Verjährungszeit ver¬

strichen ist. Durch die Zession erfolgt also

keine Unterbrechung der Verjährungsfrist.
DieVerjährung sowohl der Ansprüche aus un¬

erlaubter Handlung (§ 852 BGB.) als auch der

Ansprüche nach dem Reichshaftpflicht-, dem

Kraftfahrzeug- und dem Luftverkehrsgesetz
beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Ver¬
letzte von dem Schaden und der Person des

Ersatzpflichtigen Kenntnis erhält. Gegenüber
der vom Beklagten vorgebrachten Einrede der

Verjährung kann sich nun der VTr. nicht

darauf berufen, daß e r erst spater als der

Verletzte diese Kenntnis erlangt habe. Der

Lauf der Verjährung beginnt vielmehr ohne

Rücksicht auf den Forderungsübergang *m

Augenblick der Kenntnis des Ver tzten.

Ist zu dem Zeitpunkt, in dem der Versicherte

die Kenntnis vom Schaden und vom Schaden¬

ersatzpflichtigen erlangt, die in den genannten
gesetzlichen Vorschriften festgesetzte Ver-

ihrungszeit bereits verstrichen, so kann der

VTr. mit Erfolg keinen Anspruch mehr geltend
machen. Dagegen hat er die Mciglichkeit, in

den Fällen, in denen die Verjährung infolge
der Kenntnis des Verletzten zwar in Lauf ge¬

atzt aber noch nicht vollendet ist, eine Un¬

terbrechung der Verjährung her¬

beiführen. Dazu muß er eine der im § 209

BGB. bezeichneten Rechtshandlungen vor¬

nehmen, insbesondere also Klage erheben. Die

Nachricht an den Schuldner, daß der VTr.

einen Regreßanspruch geltend mache, genügt
nicht, um die Unterbrechung der Verjährung
herbeizuführen. Erhält also ein VTr. Kenntnis

von einem Fall des § 1542 RVO. und ist

Vollendung der Verjährung zu befürchten, so

wird er, auch in zweifelhaften Fällen, vorsorg¬

lich den Erlaß eines Zahlungsbefehls gegen den

Ersatzpflichtigen beantragen oder gegen ihn

Klage erheben, um nicht seines Anspruchs
\ erlustig zu gehen.

Hans Adolf Aye, Halle (Saale).

Die nächste Lohnzahlung.

Die Vorschrift des § 1433 der RVO. be¬

stimmt, daß, wenn Abzüge (gemeint sind Lohn¬

abzüge der Arbeitgeber für die InvV.-Beitrüge)
bei einer Lohnzahlung unterblieben sind, sie

nur noch bei der nächsten (Lohnzahlung) nach¬

geholt werden dürfen, es sei elenn, daß der

Arbg. ohne sein Verschulden wirksame Beitrag
ichträglich entrichtet (§ 1442 RVO.). In dieser

Bestimmung liegt also eine Einschränkung der

Befugnis des Arbg. hinsichtlich des Abzuges de
auf den Versicherten entfallenden Beitrags-

les vom Lohne». Der Gesetzgeber hat mit

dieeser Bestimmung einen zweifachen Zweck

rfolgt: Schon aus der Begründung zum

Invaliden- und Altersversicherungs-Ge-
(RGBl, vom 26. Juni 1880 Nr. 13 Seite 127)
lieht hervor, daß es seiner Zeit schon Absicht
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des Gesetzgebers war, die Beitragsleistung fü

den Versicherten möglichst wenig fühlbar
_

gestalten; das wurde zu erreichen versucht
indem diese Leistung in verhältnismäßig ge¬

ringfügigen Beträgen allmählich erfolgt. 11

andere Zweck ist derr auch dem Arbg. Veran¬

lassung zu geben, die Beitragsmarken recht

zeitig beizubringen, um nicht auch den Teil d«

Versicherten tragen zu müssen. Bei der ^

nannten Geesetzesvorschrift ist es aber Vorau

setzung, daß es sich um zwei auf dem

selben Arbeitsverhältnisse b»

ruhende Lohnzahlungen handeln muß. War dei

Arbeiter entlassen, und wird er später wiedei

aufgenommen, so können die Abzüge, die bei
der Entlassung versäumt waren, nicht nach¬

geholt werden. Es können aber auch Fälle

eintreten, in denen der Arbg. ohne sein Ver

schulden außerstande war, die Nachholung der

genannten Abzüge rechtzeitig zu bewirken

Nach Ablauf von zwei Lohnzahlungsperioden
wird der Abzug zuzulassen sein, wenn beispiels¬
weise ganze Gruppen von Personen, die als

nicht versicherungspflichtig galten, später für

versicherungspflichtig erklärt worden sind. Es

ist ferner möglich, daß auch aus anderen

Gründen Beiträge erst für längere Zeit gezahlt
werden können (z. B. bei Verweigerung der

Beschaffung oder Vorlegung der Quittungs¬
karte durch den Versicherten oder wenn die

Ausstellung der Quittungskarte wegen Er¬

mittlung der Personalien des Inhabers Schwie¬

rigkeiten verursacht und dadurch Verzögerun¬
gen entstehen); aber in allen Fällen ist es

wichtig festzuhalten, daß jedenfalls der Arbg.
ohne sein Verschulden außerstande

gewesen sein muß, die Beiträge binnen der für
ihn geltenden Frist zu entrichten und dem Ver¬
sicherten binnen der vorgeschriebenen Zeit
anzurechnen.

Von der Vorschrift des § 1433 RVO. gibt e

jedoch noch Ausnahmen, wonach die Beitrags¬
entrichtung selbst in längeren Zeitabschnitten

möglich ist und dennoch von einer nachträg¬
lichen Entrichtung der Beiträge nicht ge¬

sprochen werden kann. Nach § 1430 RVO.

kann die LVA. den Arbg. gestatten, die Marken

zu anderer Zeit einzukleben. Aus deem Kom¬

missionsbericht zur RVO. (IV 187) geht jedoch
hervor, daß auch diese Bestimmung eine Ein¬

schränkung erführt. Dieses Einkleben zu

anderer Zeit ist nicht schlechthin allen Arbeit¬

gebern, sondern nur bestimmten Gruppen von

Arbeitgebern zu gestatten, die in ihrer Person
ausreichende Sicherheit gegen einen Mißbrauch
der Befugnis bieten. Die Begründung zum

InvVG. sagt hierzu noch (S. 329):

„Durch die Vorschrift, daß Arbeitgebern auch

andere Termine als die der Lohnzahlung für die

Entrichtung der Beiträge gestattet werden

können, soll einem wiederholt geäußerten
Wunsche von Arbeitgebern entsprochen wer¬

den, die sich von einer solchen Bestimmung
geschäftliche Erleichterungen versprechen; in

der Tat können solche Bestimmungen in

besondere für größere Arbeitgeber zweckmäßig

werden, denen die Einklebung der Marken ihrer
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ichen Arbeiter, wenn sie regelmäßig bei

ler einzelnen Lohnzahlung vorgenommen

len soll, allerdings eine nicht unerhebliche

i tiir die Zwecke dieses Gesetzes nicht durch-

i erforderliche Mühewaltung verursacht. Auch

der Krankenversicherung decken sich die

«lligkeitstermine der Beiträge keineswegs

ei mit den Lohnzahlungsperioden, da die

n nach § 52 des KVG. durch das Kassen-

itut beliebig und ohne Rücksicht auf die Lohn-

hlungsterreine festgesetzt werden können. Bei

\ • i schiedenheit der Verhältnisse empfiehlt
sich, die näheren Bestimmungen in dieser

ziehung den Vorständen der Versicherungs-
M.ilten zu überlassen.44

n Abzug vom Lohn ist nicht mehr möglich,

nn der Versicherte bei dem beteiligten

\rbg. nicht mehr beschäftigt ist und dieser auch

nen Lohn mehr zu zahlen hat. Auch ist ein

tttungsanspruch für den Arbg. nicht ge¬

ben, da die Arbg. nur durch Abzüge

i m L ohn den Beitragsteil der Versicherten

eder einziehen können. Denn die Vorschrift

s § 1432 RVO. bestimmt ausdrücklich, daß

Arbg. nur auf diesem Wege den

^steil der Versicherten wieder einziehen

dürfen; eine Klage ist daher nicht möglich.
Wenn eben Abzüge bei der Lohnzahlung unter-

hlieben sind, so kann ein Ersatz durch den

Inj. — abgesehen von der Bestimmung des

$ 1433 RVO. — nicht gefordert werden. Auch

sin«l abweichende Vereinbarungen zum Nach-

1 des Versicherten nichtig (§ 139 RVO.)
und auch strafbar (§ 140 RVO.).

Indes besteht jedoch keine Bestimmung über

uer des zwischen den einzelnen Lohn-

ilungen liegenden Zeitraumes. Zu dem Be-

grifl der ,,nächsten'4 Lohnzahlung hat nun ein

I indes,iibeitsgericht ausgesprochen, daß §1433
RVO. eindeutig bestimmt, daß einmal unter¬

bliebene Lohnabzüge der Arbg. für die Invaliden-

sicherungsbeitrüge nur bei der nächsten

Mung nachgeholt werden dürfen. Der

e»r hatte gegen die vom Beklagten vor-

nommene Entlohnung in unregelmäßigen,
ischen zwei und neun Wochen schwanken-

den Abstünden Einwendungen niemals er-

hoben; das Gericht folgert daraus, daß er es

ich gefallen lassen muß, wenn bei den

düngen, die öfter mehr als einen Monat

umfaßten, auch die Beiträge für die

samte Zeit, für die der Lohn jeweils
gezahlt wurde, abgezogen wurden.

Richard Schubert, Berlin.

Die Aussteuerung«

\Tr. 5 dieser Zeitschrift vom 1. März 1933 hat

ns Adolf Aye zu der Berechnung der Aus-

angstermine unter besonderer Berück-

htigung der Vorschriften des § 183 Abs. 1

RVO. und der dazu ergangenen Ent¬

ladung des RVA. vom 21. Dezember 1915

I \N. 1916, 514) Stellung genommen. Wenn auch

Jen die grundsätzlichen Ausführungen nichts

zuwenden ist, so muß doch die Errechnung
Aussteuerungstermins in deun ersten Bei¬

spiel zu Bedenken Anlaß geben, da m. E. die

Bestimmungen des § 183 Abs. 3 der RVO. hier

unberücksichtigt blieben.

Nach dem von Aye konstruierten Beispiel trat

die Erkrankung am 1. Januar 1931 ein. Die Ar¬

beitsunfähigkeit trat am 26. März 1931 hinzu.

Der Krankheitsfall nahm dann folgenden Ver¬

lauf:

Arbeitsunfähigkeit vom 26. März bis 23. Mai 1931,

Arbeitsunfähigkeit vom 24. Mai bis 30. Juni 1931,

Arbeitsunfähigkeit vom 1. Juli bis 20. Juli 1931,

Arbeitsunfähigkeit vom 21. Juli bis 22. Septem¬
ber 1931, Arbeitsunfähigkeit vom 23. September
bis 26. September 1931, Arbeitsunfähigkeit vom

27. September bis auf weiteres.

Da die Arbeitsunfähigkeit erst am 26. März 1931

begann,, wurde unter Berücksichtigung der

Karenztage das Krankengeld erst vom 29. März¬

en bezogen, so daß die 26-Wochen-Frist mit dem

27. September 1931 enden würde. Da nun an

diesem Tage Arbeitsunfähigkeit nicht bestand,
konnte eine Berücksichtigung der krankengeld-

bezugsfreien Zwischenzeiten nicht ei folgen, so

daß eine Verlängerung der Bezugsdauer der

Kassenleistungen über diesen Zeitpunkt hinaus

tatsächlich nicht erfolgen konnte. Dabei ist nun

aber übersehen worden, daß unter Berücksichti¬

gung der Tatsache, daß die Kassenleistungen
schon vom 1. Januar 1931 an bezogen wurden,

der erste Aussteuerungstermin bereits auf den

2. Juli 1931 fiel. Dieser Zeitpunkt wurde natür¬

lich für die Beurteilung der Aussteuerung an

sich insofern hinfällig, als nämlich die Arbeits¬

unfähigkeit erst später hinzutrat und mit diesem

Zeitpunkt eine neue Frist in Lauf gesetzt wurde.

Wenn nun aber nach dem 2. Juli 1931 die Ar¬

beitsunfähigkeit an irgendeinem Tage endete, so

mußte ohne Rücksicht auf die krankengeld-
bezugsfreien Zwischenzeiten die Aussteuerung
an dem jeweiligen Tage der Beendigung der

Arbeitsunfähigkeit erfolgen, da alsdann der

Abs. 3 des § 183 zur Anwendung zu gelangen
hat. Aus dieser Vorschrift geht klar und ein¬

deutig hervor, daß dann, wenn Krankengeld
über die 26. Woche nach Beginn der Krankheit

hinaus zu zahlen ist, mit seinem Bezug auch der

Anspruch auf Krankenpflege endet. Wie bereits

bemerkt, fiel der Ablauf der 26. Woche nach

Beginn der Krankheit auf den 2. Juli 1931. Das

Krankengeld war über diesen Zeitpunkt hinaus

so lange zu zahlen, als die Arbeitsunfähigkeit
wahrte. Nach dem 2. Juli 1931 endete die Ar¬

beitsunfähigkeit das erstemal am 20. Juli 1931,

so daß an eliesem Tage die Aussteuerung zu er¬

folgen hatte. Wenn auch im ersten oatz des

Abs. 1 des § 183 RVO. vorgeschrieben wird,

daß sich dann, wenn Krankengeld erst von

einem späteren Tage als von dem Beginn der

Krankheit an bezogen wird, der Ablauf der

K Woche nach dem Beginn des Krankengeld-

beezuges richtet, so kann diese Tatsache doch

nicht die Gültigkeit des Abs. 3 ausschalten. Der

volle Bezug der Kassenleistungen für die Dauer

von 26 Wochen nach Beginn des Krankengeld-

be zuges ist eben nur dann gewährleistet, wenn

die Arbeitsunfähigkeit über den ursprünglichen
Aussteuerungstermin hinaus ununterbrochen

fortbesteht oder Unterbrechungen, die zu einer

vorherigen Beendigung des Leistungsbezuges
führen, nicht eintreten. Erwin Fischer, Berlin.
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Schuldenhaftung des Erben*

Grundsätzlich haftet der Erbe für die Nach¬

laßverbindlichkeiten gemäß § 1907 BGB. mit

eigenem Vermögen und dem Nachlaß

Der Erbe kann aber seine

Haftung beschranken auf den
i

und zwar:

allen Gläubigern gegenüh
elurch

einzelnen Gläubigern gegenüber
durch

Nachlaß¬

verwaltung
l(>75ff.BGBT

N ichlaß-

konkurs

Preisgabe d.
Nachlasses

Aufgebotsverfahren

$1989 BGB.,
214 ff. KO.

_

Nachlasses §§ 1970 ff. BGB., §§ 990 ff. ZPO.

§ 1990 BGB.

Verschweigung

§1974 BGB

Antrags- Antrags«
berechtigt: berechtigt:
1. eler Erb 1. der Erbe.

(§1981 IBG&). 2. jeder Nach-

ft «le 1 Nachlaß- labgläubiger.
gläubiger
(§198111 BGB.)

Wirkungen:
1. Die Haftung beschränkt sich auf den Nach¬

laß. Zwangsvollstreckungsmaßnal nnen zu¬

gunsten eines Nachlafiguiubigers und zu¬

gunsten eines Gläubigers des laben sind als«)

aut/uheben ($ 7S4 ZPO.).

Infolge des Erbfalles erloschene Rechtsver¬

hältnisse gelten als nicht erloschen (1976 BGB.)
3. fiir Aufwendungen ist dem Eiben Ersatz EU

leisten (§ 1(>7< II! BGB )

Antragsberechtigt :

1. der Erbe
2. der Nachlaßpfleger
3. der Testamentsvollstrecker

Ve»i fUgungsbeschrankun¬

gen für deen Erben ($ 19

BGB.). Leistung für eine

Nachlaßforderung kann

nur an elen Nachiah

uralter rfolgen. Erbe
wii von seiner Verbind"

I frei, wenn

1. das ( ii leiste te in den

N ie hl ih gelangt.
2. im balle des % 8 KO.

(§ 214 bis 235 K<

Konkurs geht auf

den Namen d<
Ei blassei nicht

des Erben«
Konkursgrund:
l leheisc huldlih

Wirkungen :

Der Erbe haftet den ausgeschlossenen Gläu-

bi 1 nur nach den Grundsätzen der un¬

gerechtfertigten Bereicherung und kann die

Herausgabe der noch vorhandenen Nachiah-

gegenstände elurch Zahlung des Wertes ab¬

wenden (S 197J BGB.).

Ausnahmen:

Gewisse Gläubiger werden durch das Aufgebot
nicht betroffen:

1. Pfandgläubiger und solche, die ihnen im

Konkurs gleichstehen, und Gläubiger, die bei

der Zwangsvollstreckung in d"as unbew*

liehe Vermeiden ein Recht auf Befriedigui
aas dieesem Vern n haben ($ 1971 BGB

§ 10 ZVG.).
2 Pflichtteilsrcchte. Vermächtnis und Auflage
§ 1972 BGB I

Die Beschrankungen treten nicht ein bei Ver-
h»t. ler Inventarpflicht.

Die HeftungsbeSechrönkung tritt einzelnen Gläubigern gegenüber nicht ein:

I.weenn ehr Erbe aul die beschrankte Haftung i t hat,
2. wenn eh-r Erb ch v den Offenbarungseid zu h n,

3 duich Versäumung des Vorbehalts der beschränkten Haltung im Urteil (§ 780 ZPO).
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ANGESTELLTE UND BEAMTE

ufsicht über die Krankenkassen«

in Erlaß vom 23. März 1933 - III A

\M — gibt der Preußische Minister für

haft unel Arbeit den OVAe. in Preußen

Anweisungen. Die Aufsichtsbehörden

*sen elanach die Kassen ihres Bereiches

indig auf das genaueste beobachten und

irfeen sich nicht auf gelegentliches Tätig"
erden, etwa bei Kassenprüfungen, beschränken.

lurch die VO. vom 17. März 1933 (Reicl

izeiger Nr. bo) den OVAe. übertragene Auf-

. ii t über die VAe. erfordert, dab die

( AAe .
sich in jeder Weise über die Geschäfts"

hrung eler VAe. unterrichten können. Die»

( A.V werden daher verpflichtet, örtliche

Revisionen vorzunehmen. Bei Versäumnissen

VA. ist gegen elen Leiter und elie sonstigen

mtwortlichen Beamten im Dienststrafwege

id elurch Haftbarmachung für entstanden«»

Verluste vorzugdien« — Nach der VO. vom

Mari 1933 tritt e»rforderlichenfalls an Stelle

ei neben lie ordentliche Aufsicht die Auf-

ht durch Reichskommissare. Wird

.• Hinsetzung eines Kommissars für notwendig
, ilten, so taben die OVAe. unter Benennung

/um Kommissar geeigneten Beamten, der

Mitglieed der Versicherungsbc»hönle ist, SU be-

< hten. Die Reichskommissare sind von den

Versiecherungsbehördeen in jeder Wei eu

untei stützen. — Die Haushaltspläne eh

Kken. müssen zwar nach dem Erlaß vom

Mir/ UH3 (III A 5121 15. 2.) der Aufsichts-

Korde nur vorgelegt werdeen und bedürfen

i h nach eh»r Ausde»hnung der Aufsicht nicht

I nM.ehinigung, elie Aufsichtsbehörde hat

_b< i zu prüfen, ob die Finanzgebarung ehr

K /weckmäßig und ihre Geschäftsführung
\ ii tschaftlich ist. Auch che Eigenbetrieb

i Kissen sinel zu prüfen, insbeesondere ist

Notwendigkeit unel Wirtsc hattl'c hkeit zu

i lern. — Die Ge hal tsangleicbu n g

Angeestellten muß bes<chleeunigt unel restlos

durchgeführt werden. Umgehungen durch Ge-

n von Zulagen usw. sinei zu verhinele»rn,

zil kliche und andere Sondervereinbarungen,

heihere Gehaltssatze vorsehen, sind für elie»

igleichung unbeachtlich. Hinsichtlich de»r

Zahl eles Personals eler Kken. muh ge-

ilt werdeen, ob eine einheitlichere Gestaltun

i Personalbemeessung mögliech und angebracht

Die OVAe. haben zu berichten, wieviel

inmaßige Stellen und Hilfsarbeiter (ohne

enbetriebe) nach ihrer Auffassung im Ver-

Itnis zur Mitgliedei zahl einer Kk. h<5chstens

forderliech sinel und welche» Auswirkung eu

lerweitige Festsetzung dw bisherigen Meß-

ern voraussichtlich haben würde Zur

mäßen Beaufsichtigung der durch die

vom 17. März 1933 der Aulsicht der

unterstellten V e r b a n el s p r ü f e» r

i die beteiligten OVAe. engste Zusammen-

t su pfleßgen. Uebei die Erfahrungen mit

Verbandsprüfung ist von elen ufsichts-

hrenden OVAe binnen drei Monaten zu 1)'

Einstellung von Versorgungsanwärtern.

Seit 1. Juli 1932 sind auch die Krankenkassen,

Berufsgenossenschaften und elie Reichsknapp¬
schaft im Rahmen der Anstellungsgrundsätze
ur bevorzugten Einstellung von Versorgungs¬
anwärtern verpflichtet. Der Reichsarbeits¬

minister hat nunmehr in Gemeinschaft mit dem

Reichsinnenminister „A u s f ü h r u n g s b e -

Stimmungen zu elen Anstellungsgrundsätzen
über die Einstellung von Versorgungsanwärtern

i elen Krankenkassen, Genossenschaften der

Unfallversicherung und der Reichsknappschaft
vom 3. April 1933 «RGBl. IS. 183) erlassen, in dei en

festgestellt wirel: Für die Angestellten der Ver-

icherungstrüger ist der Teil II der A nst el"

1 u n g s cg r un el s ä t Ze (Angestellte auf Privat«

dienstvertrag) anzuwenden. - Soweit Angestellte
bei Betri e»h skr ankenkassen vom Ar-

beitgeber bestellt werelen, fallen deren Stellen

nicht unter elie Anstell.ungsgrunclsätzc. Das gilt

aber nicht hinsichtlich eler Stellen bei Betriebs**

krankeenkassen des Reichs, deer Reichsbahn, der

neder und der öffentliecheen Körperschaften.
Der Stellenvorbehalt gilt sowohl für den eigent¬
lichen Verwaltungsdienst als auch für

E i g e n b e t r i e b e und ä h n 1 i c h B Ein¬

richtung e» n eler Versicherungsträger. Ve

waltungen mit weniger als dr« Angestellte»n

sind nicht ausgenommen. Im Verwaltung?
ebenste» gilt ele»r Stellenvorbehalt für elie Ein"

gangss t el 1 en bei eler dienstordnungs**
mäßigten Anstellung. Es ist reechtzeitig dafür zu

sorge»n, elab de»r Stellenanteil eler Versen"gungs-

anwärter gewahrt bleibt, falls elie» dienst"

orednungsmäßige Anstellung bei Erfüllung Im

stimmter Voraussetzungeen von selbst eintritt.

Auch bei der Einstellung von H i I f s -

rheitern, elie» später der Dienstordnung
unterstellt weerden sollen, sind Versorgungs
anwärter im gleiche»n Verhältnis wie bei dei

e nedgültigeen Anstellung zu berücksichtige»n.

K I e i n e» i Verwaltungen, bei dereen

(ieeschäftsumfang eine fortlautende Ausbildung

von Hilfsarbeitern nicht in Frage kommt,

keinnen durch ihn» Aufsichtsbehörde bei

Krankenkasse»!! elurch eins ()VA., von diesei

Verpflichtung befreit werdeen. Die» Stellen-

Verzeichnisse, elie» elem RAM. erstmalig
bis zum 31.Mai 1933 zur Veröffentlichung in

den Anstellungsnachrichten \ Ol-zulegen sinel,

führeen elie» OVAe., ebenso weerdeen ehe» Be¬

werberlisten bei elen ()VAe. geführt. —

Die Versicherungsträger haben bei Bedarf einen

ode-r mehreei e vorgemerkte Versorgung §

.wärter zur Bewerbung aufzufordern und dar¬

auf einen Anwärter zu berufen. — Kleinere

Verwaltungeen, elie* von eler Beachtung der Ein-

stellungs >chritten bei eler Einstellung von

Hilfsarbeitern befreit sind, dürfen, wenn eine

dein St eilenvorbc»halt unterlie»ge»nde» dienst-

ordnungsmäßige Stelle frei wirel, von deen Be¬

werbern verlangen, dab sie» elie allgemein füi

die Stellenbesetzung eltenden Bedingungen
ei füllen. Steht elann kein Versoruun^sanwärter

ir Verfüguni», so ist elit» Stelle» in di^n An-

ste 11 ungsn a chr i c h t e n mit eliesen Be-

dingungeen auszuschreiben. Kann eii reie
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vorbehaltene Stelle nicht mit einem beim Ver-

herungsträger beschäftigten und die nach

setz und Dienstordnung vorgeschriebenen
Voraussetzungen erfüllenden Versorgungs¬
anwärter besetzt und kann auch die Stelle nicht

einem bereits beschäftigten Versorgungs¬
anwärter offen gehalten werden, so ist die Stelle

mit den dafür geltenden Bedingungen ebenfalls

in den Anstellungsnachrichten auszuschreiben.

— Der Stellenvorbehalt zugunsten der seit dem

1. Juli 1932 in den Dienst des Versicherungs¬

trägers getretenen Versorgungsanwärter bleibt

insoweit uußet Betracht, als es sich um die

dienstordnungsmäßige Anstellung von Ang
stellten handelt, die schon vor dem 1. Juli 1931

im Dienste des Versicherungsträgers gestanden
und damals bereits alle Voraussetzungen füi

die Anstellung erfüllt hatten. Das gilt auch zu¬

gunsten der Angestellten, die zu jenem Zeit¬

punkt im Dienste dees Versicherungsträgers
standen, bis zum 30. Juni 1935 die Vorau

Setzungen für die Anstellung erfüllen und inner¬

halb dieeser Zeit zur Anstellung kommen. — Du

Ausführungsbestimmungen gelten als Richt^

linien für die Ausübung dees Aufsichtsrechts in.

Sinne des § 30 Abs.2 Satz 2 RVO.

RECHTSPRECHUNG

Für die Durchführung des Anspruchs auf

Rückerstattung einer zuviel berechneten

Vergütung für die Einziehung der Bei¬

träge zur Arbeitslosenversicherung sind

die ordentlichen Gerichte zuständig.

E. des RVA. vom 14. Dezember 1932 — II K

176 31 BS.

\ u % den («runden : Dm» Beanstandung eines Buch¬

prüfer* de» IAA. N. b< ^ich auf die» Rückzahlung der

¦n Ant kk angeblich zu\ iei erhobenen Vergütung von

:i4-t.jej| HM. für Beiträge /ur AlVers», die aus dem Jahre
IUI stammt n. aber erst im Jahre 1929 eingegangen

•lAd. Nadi Artikel 6 der Verordnung über die Abfüh¬

rung, Verwaltung und Abrechnung de»r Beitrage zur

HfAu \ durch die Eiii/ugsktrllen \ om 23. September 1927

(RGBl. 1 S_ 305) darf bei det Ablieferung der Beiträge
\«»n den h inzugsstellen die diesen nach I IM AVAVG.

zukommende Vergütung zurückbehalten werden. Füi

die Hohe- der Vergütung gilt seit dem 1. Januar 1929

d.e \«r<>rdnung über die Vergütung der h inzugsstellen
der Kf\uA. \om 27 Dezember |*H (RGBL I > 5), die

Melle der Anordnung über die Vergütungssätze der

kk en fur die Einziehung der Beiträge zur Erwerb

I *eufürsorge vom 15. Dezember 1924 (Reichsarbeitsbl.

S 10) mit den Aenderungen nach eler VO. vom 23. Sep¬
tember 1927 <R(,B1 I S. 305) getreten ist. Da indessen

weder in der VO. vom 23. September 1927 noch in der

VO uber die Vergütung der Einzugsstellen eler RfAuA.

wem 27 De/ember 1928 für Streitigkeiten wegen der

Hohe und der Berechnung der Vergütung ein besonderes

Verfahren vorgesehen ist. bleibt fur die Durchführung
des Anspruchs auf Rückerstattung einer zu\iei berech¬

neten Vergütung nur der Rechtsweg rot *len ordent¬

lichen (»«richten übri »weit eine Verständigung über

die V ergutungshetrage durch Vermittlung der Aufsidits-

behorde nicht zu erzielen i-»t.

Weiterversicherung
nach § 313 Abt. 2 Satz 1 RVO.

E. des RVA. vom 7. Dezember 1932 — IIa K

115 32.

Einem in der ersten Woche nach dem Aus¬

scheiden aus der Kassenmitgliedschaft Er¬

krankten steht ein Anspruch auf die satzungs¬

mäßigen Kassenleistungen für diese Erkran¬

kung auch dann zu, wenn er die Anzeige der

Weiterversicherung erst in der zweiten oder

dritten Woche nach dem Ausscheiden ge?

macht hat.

llieJtiCrlieJei: Nach I 313 kbn J ^atz 1 RVO

muH. Hir Mitglied bleiben will, es der kk. binnen drei

V\«»dien nach den Ausscheiden anzeigen Als Mitglied
hat er dann im halle seiner h rkrankung grundsätzlich
auch Anspruch auf die setzungsmaßigen k ungen.

Kine Einschränkung ergibt sich jedoch für den hall der

Erkrankung in der zweiten oder dritten dieser VVneht n.

hur diese krankheit besteht, vorbehaltlich des I 214.

\n*pruch auf el: enlei*tungen nur wenn der Er-

krrakte die Km in der en Wucht erstattet hat

tl 313 U Satz 2 RVt* \ tlh ihrem W ut b»

zieht sich also die letzter» r>dinft jedenfalls nicht

auch auf die bereits in der ersten Woche nach dem

Ausscheiden aus der kk. Krkrankten. Die Vorschrift

laßt sidi aber auch nicht etwa im Wege der Auslegm
auf diesen Personenkreis ausdehnen; denn es handele

sich um eine Ausnahme von der sich aus Satz 1 er

gebenden Regel, dali. wer Mitglied bleibt, auch du

vollen Mitgliedschaftsrechte haben soll, insbesondere

also auch den Anspruch auf die satzungsmäßigen I ?

stungen. Ausnahmevorschriften sind aber nach allge¬
mein anerkanntem Rechtsgrundsatz stets eng auszu¬

legen, wie dürfen nidit auf einen anderen Tatbestand

entsprechend ausgedehnt werden: Ebenso steht der

Zweck der Vorschrift, wie er sich aus der Entstehung¬

geschichte ergibt, einer solchen weiten Auslegung ent¬

gegen. Danach soll die Kk. das Wagnis einer I

krankung zunächst nur für eine Woche zu tragen

haben. I)as Wagnis für die zweite und dritte Woche

• II der W eiter\ersicherungsberechtigte selbst tragen
wenn er die W eiterversidierung nicht in der ersten

Weiche erklart hat (kommissionsbericht II S. 197, 19S)

Wer somit in der ersten Woche nach dem Ausscheiden

erkrankt ist, hat Anspruch auf die satzungsmäßigen

kasseuleistungen auch dann, wenn die Anzeige der

VVeiter\ ersicherung erst in der zweiten oder dritten

Wo.he nach dem Ausscheiden aus der Kk. erstattet i*

Die gleiche Auffassung ist auch im Schrifttum vertreten

worden (vgl. Hahn-kühne, Handbuch der KV. 10.11. An f 1

S. 475 Anm. 6 Abs. 2 zu 1 313). Ihr steht insbesonder.

auch nicht die h 2223 II (AN 1916 S. 576 — EuM. Bd. *

S. 12 Nr. 55) entgegen, wie dies Hoffmann (kV. v Aufl.

348 Anm. 13 Ads. 2) zu In recht angenommen hat.

Diese h. nimmt zu der hier erörterten Erage \ielmehr

überhaupt keine Stellung. Somit ist, da aie Klägerin
noch in der ersten Woche nach dem Aussdieiden au-

der Pflichtmüirlieclsdiaft bei der Kk. erkrankt ist und

die Anzeige der Weiter* ersicherung innerhalb der Drei

wodienfrist cles § SU Abs. 2 RVO. erstattet hat. die kk

zur (Bewährung der Kassenleistungen verpflichtet.

Wieweit können Arbeitslosenversiche¬

rungsbeiträge zurückgefordert werden,

wenn sie gleichzeitig an eine reichs¬

gesetzliche Krankenkasse und an eine

Ersatzkasse — also doppelt — geleistet
worden sind?

Aus den Gründen: Der Arbeitnehmer ist seit

dem 1. Juli 1931 Mitglied einer BerufsKk. (Ersatz-

ka*se). it dieser Zeit erhebt die Ersatzkasse für

ihn die Beiträge zur AlVers. Da aber zum 1. Juli 1931

eine Abmeldung bei der bis dahin zustandigen AOKk.

nicht erfolgt ist. erhob auch diese Kk. für die gleicf
Zeit die Beitrage zur AlVers. h ür die Zeit vom 1. Juli
1931 bis Ende Januar 1932 wurden auf d Weise

die Arbeitsl.isenversicherungsbeiträge doppelt g-

zahlt. Arbeitnehmer und Arbeitgeber fordern do

iträge, soweit si doppelt, gezahlt sind, zurück

<* 165a des AVAVC.) Das Arbeitsamt hat die Er¬

stattung abgelehnt, da die Entrichtung der Beiträge
nicht irrtümlich erfolgt sei.

Streitig ist. oh die doppelt gezahlten Beiträge irrtüm¬

lich entrichtet sind; denn nur in diesem halle ist

gemäß I 163a des AV \\< n Rückforderungsrecht
ben Die h 4213 (AN. 1931 S 435). der sidi

schluftkimmer angeschlossen hat. legt diese V«»r-
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t dahin aus, daß Beiträge zur AlVers. nur dann

kgefordert werden können, wenn sie in der

en Annahme der Versicherungspflicht oder

ikTuiig entrichtet worden sind. Aus der Be¬

log der E. ist zu entnehmen, daß ein Unter-

zu machen ist zwischen ..irrtümlich" und ,,zu

geleisteten Beiträgen; ein ohne rechtlichen

also zu
'

nrecht gezahlter Beitrag ist noch

falls irrtümlich entrichtet. Hatte das Gesetz

zu l'n recht gezahlten Beiträge erstattet wissen

• hätte S 165a des AVA\G. nicht die Rüde*

ung der ..irrtümlich*' entrichteten, sondern der

In recht gezahlten Beiträge vorschreiben müsse

ler Entstehungsgeschichte des 5 165a des AVAV

ch aber, elaß eben nicht alle zu Unrecht ent

•• n Beiträge, sondern nur die irrtümlich ent-

tei erstattet werden sollten.

\uwendung dieser grundsätzlichen Erwägungen

dem vorliegenden Fall mußte die Beschlußkammer

r I eberzeugung gelangen, dafi die doppelt re-

tc d ßeiträge zwar ohne rechtlichen Grund, also

l nrecht, aber keineswegs irrtümlich entrichtet

sind nicht in der irrtümlichen Annahme der

fl geleistet worden, sondern — wenn auch doppelt

f Grund eines unstreitig bestehenden Versiehc-

-\ erhältnisses. Eür die eng auszulegende Aus-

»\orschrift eles I 165a des AVAVG. ist daher

kein Raum.

dieser Sachlage gelangt gemäß § 145 des AVAVG.

Vorschrift des I 397 der RVO. zur Anwendung,

bestimst, daß Beiträge bis zur vorsdiriftsmäßigen

< Idung entrichtet werden müssen. Diese Ord-

gsvorscäirift« die im Interesse iner ordnungs-

gen Geschäftsverwaltung ergangen ist, und einen

fahnlichen Charakter hat, verpflichtet zur Weiter-

der Beiträge bis zur Abmeldung (vgl. die

4 II — AN. 1915 S. 589 —), und zwar auch

ss enn der nicht abgemeldete Arbeitnehmer bei

rr anderen Kk. angemeldet worden ist.

^ch. des OVA. Mafifcfeburfif vom 23. Sep-

iber 1932 — B. A. Nr. 10/32 -.)

Beamtenanwärter auf Probe sind

kranken- und arbeitslosenversiche-

rungspHichtig.
des OVA. Münster vom 24. November 1932,

Nr 135, 137 Be./32.

Beamteneigenschaft, die nach §§ 169, 172

). (§ 69 AVAVG.) Voraussetzung für die

icherunfjsfreiheit ist, mufi sich entweder

s elem Wortlaut der Anstellungsurkunde er~

an oder es mufi wenigstens der Wille der

stellenden Behörde vorhanden sein, die Be-

nteneigenschaft zu verleihen.

de: Voraussetzung für die Versicherungsfreiheit
§1 169, 172 RVO. ist die Feststellung, dali die An-

r m der Zeit, für welche die Beiträge zurück¬

lagt werden, die Beamteneigenschaft bereits be-

i Die Frage, ob die Beamteneigenschaft erworben

st nach dem Preuß. Gesetz vom 30. Juli 1899 betr.

VnMellung und Versorgung der Kommunalbearaten

/u entscheiden. Nach i 1 dieses Gesetzes ist

uunalbeamter, wer als Beamter für elen Dic

kommunalverbände* angestellt ist. Die An-

ing erfolgt durch Aushändigung einer Ausstellung*-

lade. Die Anstellung der Kommunalbeamten auf

' erfolgt nach § 2 Ads. t Satz 2 in gleicher Weise.

Umsetzung für den Erwerb der Beamteneigenschaft

nnadi, daß eine Anstellung durch Aushändigung

Vnstellungsurkunde erfolgt ist. ber den Inhalt

'rkunde sind bestimmte Vorsdiriften nicht gemadit.

ler Ausführungsanweisung zu dem Gesetz rom

Juli 1999 (Ministerialblatt für die innere Verwaltung

S 192) ist aber die Urkunde so zu fassen, daß

«len Beamtencharakter des Anzustellenden kein

obwalten kann. \)\v Ausführungsanweisung

die Fassungen ..zum Beamten ernannt" ler

• amteneigenschaft ernannt" vor. (Vgl. Brauchitsch.

ingsgesetze 1930 Bd. 7, Komm, zum KBG. § 1

nun die Einberufungsech reiben, durch die die

• n Anwärter zum Verwaltungs- oder Beamten-

trter ernannt oder ihnen die Stelle eines Feuer-

aannes übertragen wurde, eine Anstellungs-

i ie nach I 1 KBG. dar? Diese Frage ist zu >er-

oV ;m die Vordrucke, durch welche die Antrag¬

stellerin die Ernennung zum Verwaltungsanwärter oder

zum Beamtenanwärter ausspricht, enthalten nicht den

geringsten Hinweis dahin, dafi der Ernannte jetzt in

ein Beamtenverhältnis berufen ist, und der dritte Vor¬

druck, durch den die Uebertragung der Stelle eines

Feuerwehrmannes erfolgt, enthält sogar den Zusatz.

daß die Anstellung als Beamter naen erfolgter Ab¬

leistung der Probedienstzeit erfolgt. Wenn auch die

in der Ausführungsanweisung gegebenen Bestimmun-

___
über die Form der Anstellungsurkunde nicht zwin-

5
ender Natur sind, so muß die Antragstellerin doch

artun. daß sie den WiPen gehabt hat, den genannten
Anwärtern die Bcsamteneigensdiaft zu verleihen. Ein

solcher Wille ist aber weder aus dem Orts&tatut, der

Besoldungsordnung oder anderen Unterlagen zu er¬

sehen. Das Gegenteil ist der Fall. Am 30. Oktober

1924 erließ die Antragstellerin eine Ortssatzung für G

/ur Ausführung der KBG. Wenn sie den Willen hatte,

den Beamtenanwärtern auf Probe die Beamteneigen¬
schaft zu gewähren, so stand es ihr frei, dieses ent¬

sprechend der Ausführungsanweisung zum KdB. in eler

Ortssatzung zum Ausdruck zu bringen. Das ist nicht

gesdiehen. Die auf Probe anzustellenden Anwärter

und die Art ihrer Anstellung ist in dieser Satzung
überhaupt nicht erwähnt, während die Besoldungsord-
hung vom 18. Juli 1929, auf deren I 10 sich die Antrag¬
stellerin stützt, zwar das Vorhandensein nichtplan
mäßiger Beamten voraussetzt, aber keine Bestimmung
über deren Anstellung trifft.

Das Reichsgericht vertritt zwar in den Entscheidungen
RGE. 89, 297 und 90. 260 die Ansicht, daß die A

händigung der Urkunde nicht Voraussetzung für die

Begründung des Beamtenverhältnisses sei. In diesen

beiden Fällen handelte es sich aber um Gehaltsfordc-

rtfngen, und das Reichsgericht sprach den Klägern die

Beamteneigenschaft zu. Diese Entscheidungen können

aber nicht ohne weiteres bei der V

legung der IJ 169, 172 RVO., also in An¬

gelegenheiten der o z i a 1 versiche¬

rung ,
in denen ein anderes Gerieht die höchstrichter-

liche Stelle ist, Anwendung finden. Wie ah dem

Wortlaut des KBG. eindeutig hervorgeht, ging ehe

Absicht des Gesetzgebers dahin, der Urkunde eine

r« diter/eugende, das Beamtenverhältnis begründende
Wirkung beizulegen; und an dieser Absicht hat der

preußische Gesetzgeber festgehalten, wie aus der Preuß.

Verordnung vom 12. September 1931 (GS. S. 179) her¬

vorgeht. In § 1 des Kap. VIII wird bestimmt, daß das

Beamtenverhältnis nur durch Aushändigung einer

(rkunde begründet wirel, in der die Worte ,.unter

Berufung in das Beamtenverhältnis" enthalten sind.

Auch Brauchitsdi (Verwaltungsgesetze 1930 Bd. VII

Komm, zum KGB. $ 1 Anm. 8) nimmt niciit an. daß

ehe formlos erfolgte Anstellung trotz Fehlens einer

Anstellungsurkunde unbeschränkt wirksam ist. sondern

halt sie nur für ..nicht wirksam", d. h. sie ist in

gewisser Hinsicht wirksam, die vorgenommenen Amts¬

handlungen sind rechtsgütig und die Gehaltsansprüdie
sind begründet.

Die genannten Anwärter haben also die Beamteneigen¬
schaft durdi die Aushändigung des Finberufungssehrei-
l>ens nicht erworben und sind deshalb auch nicht

kranken- und a r b e i t s I o s e n v e r s i c h e -

runjsfrei. (Breithaupt 33. 21 ;

Versetzung eines Weiterversicherten in

eine andere Lohnkiasse (§ 313a RVO.)

E. des VA. bei der Amtshauptmannschaft
Chemnitz vom 13. Januar 1933 — E 1179 Str. 13

Str. 33.

I ü n de : Nach § 313a (RVO.) kann der kassen-

vorstand die Versetzung eines Weiterversidierten m eine

hohen- Klasse oder Stufe audi ohne seine Zustimmung

anordnen, wenn dessen Beiträge in erheblichem Miß-

hältnis zu seinem Gesamteinkommen und zu elen ihm

im Krankheitsfalle zu gewährenden Krankenleistungen
steh Vlit dieser durcii das Gese / wem mber

1921 (RGBl. 1922 I | eingeführten Vorschrift wird eine

Einschränkung des Uebertritts in eine niedrigere Stufe

oder Klasse zur Vermeidung der Schädigung der Kasse

be» zweckt. Ein Antragsrecht auf Versetzung in ne

niedrigere lohnstufe während der Weiterversicherung
dem \ rten nur entsprechend seinen Einkommens-

rhält geben. Für die versicherungsreehtliche
Frage ist unter Einkommen das Gesamteinkommen zu

i erstehen.

Hier elürfte nicht außer Betracht bleiben, daß die Lebens¬

haltung der Eheleute A. bei bestehender Gütergemein-
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Ergänzung des Vermögensverzeichnisses
(§807 ZPO.).
Beschluß des LG. in Hamburg vom 7. Oktob.
1932 (Z. Bs. IX 1S71 32).
I .itbestand: Die Schuldnerin, eine«Gmb!I
hat ein Vermögensverzeichnis beschworen,
elem sämtliche Fragen verneint waren, wonach

sie- also — außer Geschäftsbüchern — k«

Vermögen besitzt. Den Antrag der Glüubiu
auf Anberaumung" eine Termins zur El

gänzung die Verzeichnisses hat das AG. ab

gelehnt
Aus el e n Gründen: Das beschwoi ?

\ e-r/e-ichnis kann nach Sachlage nicht als <

nügend ai "hen werden. Die Auffassui

daß in jedem Fall der Schuldner nur v»

pflichtet ist, lediglich cbis gerade im Augenblic
der Eidesleistung ihm gehörende Veim<

anzugebt*n, ist zu eng. Sie entspricht nicht de

Sinn unel Zweck eles § 807 ZPO. Würde s

richtig sein, würde eler Offenbarungseid
einer Inhalt« und zwecklosen Formalie werde

Der Gläubiger könnte solchenfalls insbesonde:

nicht nachprüfen, ob sich etwa der Schuldn

'lurch anfechtbare oder »gar nichti

II «ktionen seines Vermögens ntäußt

hat. Daraus ergibt sich die* Verpflichtung de

Schulelnei uch über elen Verbleib vorhi
unzweifelhaft vorhanden gewesenen Ve

meögens Autklärung zu ben. Dieser Aut

Fassung ist auch Baumbach, ZPO. § 07

Anm. Ö B.

So lie-gt es hier. Eine GmbH hat mindeste :

Vermögen gehabt, nämlich elas Stammkapital,
ohne «las sie* nicht hätte entstehen können. I
muß elaher Auskunft darüber gegeben wenie

wo elas Stammkapital geblieben ist. Hin,

kommt folgendes: Die Schuldnerin betreibt

nach wie vor Geschäfte. Das ergibt sich sehe

daraus, dafi sie Geschäftsräume inne hat und

inf Fernsprechteilnehmerverzeichnis eingetragen
ist. Sie erzielt also Einnahmen und hat zweifei

los Büroinventar, ohne das ein Geschäftsbetrieb

undenkbar ist. Es muß also weiter Auskunft

eiarüber gegeben werelen, wohin diese Ein¬

nahmen fließen unel wem eias Inventar gehört
muß ferner Klarheit eiarüber geschaffen

werden, wie* es ke>mmt, daß für die Schuld-
ne-iin, elie* angeblich kein Vermögen besitze

soll, also überschuldet ist, nicht Konkurs

«in trag gestellt worden ist.

Auf eil möglichst umfassende Aufklärui

über all dieese Verhältnisse hat der Gläubiger
zumal wenn er bisher nicht elie Möglichkeit

habt hat, persönlich im Termin dan ich zu

I iagen, Anspruch.
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